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Totalrevision des Verwaltungsstrafrechts; Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Der Regierungsrat des Kantons Aargau bezieht sich auf Ihr Schreiben vom 31. Januar 2024, mit wel-

chem Sie zur Vernehmlassung zur geplanten Totalrevision des Bundesgesetzes über das Verwal-

tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) eingeladen haben. Der Regierungsrat be-

dankt sich für diese Möglichkeit und nimmt dazu wie folgt Stellung: 

Die Stossrichtungen der Totalrevision des VStrR, insbesondere die vorgesehenen Anpassungen der 

verfahrensrechtlichen Bestimmungen an diejenigen der Schweizerischen Strafprozessordnung 

(Strafprozessordnung, StPO), werden begrüsst. Die Übernahme von Bundesaufgaben durch die kan-

tonalen Zwangsmassnahmengerichte lehnt der Regierungsrat aber ab. Zudem sind aus Sicht des 

Regierungsrats verschiedene Bestimmungen des Erlassentwurfs anzupassen. 

Übernahme von Bundesaufgaben durch die kantonalen Zwangsmassnahmengerichte 

Im Entwurf zum totalrevidierten Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-

strafverfahren (VStrR) ist neu vorgesehen, dass die kantonalen Zwangsmassnahmengerichte im Be-

reich des Verwaltungsstrafrechts Bundesaufgaben übernehmen sollen. Konkret sollen sie künftig im 

Bereich des Verwaltungsstrafrechts des Bundes über Entsiegelungen (Art. 181 VStrR), Untersu-

chungshaft, Sicherheitshaft und Ersatzmassnahmen (Art. 201 ff. VStrR) entscheiden, die Überwa-

chung des Post- und Fernmeldeverkehrs (Art. 226 VStrR) und die verdeckte Ermittlung (Art. 242 

VStrR) genehmigen sowie die Überwachung von Bankbeziehungen anordnen und durchführen 

(Art. 236 f. VStrR). Der Regierungsrat lehnt diese Lösung aus den folgenden Gründen entschieden 

ab: 

• Im erläuternden Bericht wird die Beibehaltung der Verwaltungsstrafrechtspflege einerseits mit der 

erheblichen Anzahl von entsprechenden Fällen begründet. Andererseits wird angeführt, dass die 

Materie erhöhte Anforderungen an die Fachkenntnisse in ganz verschiedenen Bereichen stelle. 

Aufgrund dieser beiden Faktoren hätte die Übertragung der erstinstanzlichen Zuständigkeit auf 

andere Behörden bedeutende Auswirkungen auf die Organisation und den finanziellen sowie per-

sonellen Aufwand dieser Behörden, weshalb eine neue Regelung der Zuständigkeit politisch un-

realistisch erscheine (Seite 11). Diese organisatorischen und fachlichen Bedenken lassen sich 

auch auf die vorgesehenen neuen Aufgaben der kantonalen Zwangsmassnahmengerichte über-

tragen und stellen entsprechend kein Argument für die Übertragung an die kantonalen Zwangs-

massnahmengerichte dar. 
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• Im Kanton Aargau ist die Struktur des kantonalen Zwangsmassnahmengerichts nicht darauf an-

gelegt, Zusatzaufgaben des Bundes übernehmen zu können. Insbesondere müsste die Organisa-

tion des Haftpiketts bei einer Übernahme von Bundesaufgaben von Grund auf neu organisiert 

werden. Die pikettleistenden Gerichtspräsidien im Kanton Aargau sind nicht in der Lage, Zusatz-

aufgaben zu übernehmen, ohne gleichzeitig ihre Kernaufgaben im Bereich des Zivil- und Straf-

rechts vernachlässigen zu müssen. Die aktuelle Organisation des kantonalen Zwangsmassnah-

mengerichts müsste in grundsätzlicher Weise überdacht und angepasst werden. Derartige 

Veränderungen gehen häufig mit Effizienzverlusten einher. Diese sind für die erstinstanzlichen 

Gerichte im Kanton Aargau aufgrund ihrer grossen Arbeitslast nicht tragbar.  

• Die Zuweisung neuer Aufgaben, deren Umfang sich im heutigen Zeitpunkt nicht zuverlässig ab-

schätzen lässt, erschwert ausserdem die Planbarkeit des Personaleinsatzes. Weitere Effizienz-

verluste wären zu befürchten, weil sich das im Kanton Aargau dezentral organisierte Zwangs-

massnahmengericht immer wieder in neue Rechtsbereiche des Verwaltungsstrafrechts einarbei-

ten müsste, um seine Aufgabe erfüllen zu können. Diese Anforderungen zeigen sich nicht zuletzt 

darin, dass im Rahmen der Revision des VStrR des Bundes 109 Bundesgesetze Fremdänderun-

gen erfahren sollen. Diese Rechtszersplitterung bedeutet auch für die Zwangsmassnahmenge-

richte einen grossen Einarbeitungsaufwand, der sich bei einer dezentralen Organisation verviel-

facht. Hinzu kommt je nach Konstellation eine Amtssprachenproblematik.  

• Unter diesen Umständen ist zu befürchten, dass die Zuweisung von Bundesaufgaben die Über-

lastung der schweizerischen Strafverfolgungsbehörden weiter verschärft, was nicht im öffentli-

chen Interesse von Bund und Kantonen liegt. Der Rechtsmittelweg von einem kantonalen 

Zwangsmassnahmengericht an die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts erscheint im 

Übrigen atypisch. Dieser Instanzenzug hat sich im Anwendungsbereich der StPO nicht bewährt 

und wurde bei der am 1. Januar 2024 in Kraft getretenen Revision beseitigt, sodass das Bun-

desstrafgericht bei kantonalen Entscheiden nicht mehr als Rechtsmittelinstanz fungiert. 

Die im erläuternden Bericht (Seite 58) aufgezeigte Alternative, nämlich die Schaffung eines Zwangs-

massnahmengerichts des Bundes beziehungsweise eine durchgehend bundesrechtliche Zuständig-

keit, verdient daher den Vorzug, zumal nicht ersichtlich ist, weshalb diese Lösung organisatorisch 

kompliziert sein sollte. Sinnvollerweise wäre dieses Gericht dem Bundesstrafgericht anzugliedern 

und sowohl für Zwangsmassnahmen im Bereich der Verwaltungsstrafgerichtsbarkeit des Bundes als 

auch der Bundesstrafgerichtsbarkeit einzusetzen. Läge die Zuständigkeit bei einer einzigen gerichtli-

chen Instanz, könnte diese leichter die Fachkenntnisse und Routine erwerben, die für die Wahrneh-

mung dieser Aufgabe im Bereich des Verwaltungsstrafverfahrens erforderlich sind. Zudem würde 

eine solche Zuständigkeit der Homogenität der Rechtsprechung dienen.  

Bemerkungen zu einzelnen Bestimmungen 

Zu Art. 4 VStrR 

Die Begründung für die vom Strafrecht abweichende Regelung der Strafmündigkeit von Jugendli-

chen (15 anstatt zehn Jahre) überzeugt nicht. Diese ist zu vereinheitlichen, indem auch im VStrR 

eine Strafmündigkeit von zehn Jahren statuiert wird. 

Zu Art. 5 VStrR 

Die Beibehaltung der Abweichung betreffend Gehilfenschaft und Anstiftung zu Übertretungen gegen-

über der Regelung im Strafrecht ist nicht plausibel. Die im erläuternden Bericht angeführte praxisori-

entierte Begründung geht nach Erachten des Regierungsrats fehl. Vielmehr wäre dort, wo die Teil-

nahme strafbar sein soll, eine Aufstufung der Strafnorm zum Vergehen vorzusehen.  
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Zu Art. 9 VStrR 

Auch die vorgeschlagene Abweichung betreffend Zusammentreffen von mehreren strafbaren Hand-

lungen (Konkurrenz) gegenüber der Regelung im Strafrecht überzeugt im Grundsatz zwar nicht, 

kann aber im Massengeschäft des Übertretungsstrafrechts hingenommen werden. Nicht angezeigt 

ist jedoch der Verzicht im Bereich der Vergehen gemäss Litera b, stellt diese Regelung doch eine 

klare Verschlechterung der Stellung der beschuldigten Person dar.  

Zu Art. 11 VStrR 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb Übertretungen im Verwaltungsstrafrecht nach vier und solche 

im Strafrecht bereits nach drei Jahren verjähren sollen. Ebenso sind die unterschiedlichen Fristen für 

die Vollstreckungsverjährung von fünf beziehungsweise drei Jahren nicht nachvollziehbar. Eine Ver-

einheitlichung ist angezeigt.  

Der vorgesehene Absatz 3 hält entgegen der Regelung im Strafrecht daran fest, dass die Verjäh-

rungsfrist während des Verwaltungsstrafverfahrens ruht. Eine ausreichende Berechtigung dafür ist 

nicht ersichtlich. Auch im Strafrecht bestehen Konstellationen, in denen ein anderes Verfahren abge-

wartet werden muss, ohne dass aber die Verjährungsfrist ruht. Die hier vorgenommene Privilegie-

rung des Verwaltungsstrafrechts ist nicht nachvollziehbar. 

Zu Art. 13 VStrR 

Es bleibt unklar, wer die Straflosigkeit gemäss Art. 13 VStrR feststellen soll. Dies ist zu klären. Zu-

dem ist das entsprechende Verfahren zu regeln. 

Zu Art. 31 VStrR 

Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb betreffend Unschuldsvermutung nicht der Wortlaut von Art. 10 

Abs. 3 StPO übernommen wird. Durch die davon abweichende Formulierung von Art. 31 VStrR wird 

für das gerichtliche Verfahren eine Unklarheit geschaffen.  

Zu Art. 46 VStrR 

Der Regierungsrat erachtet es als rechtlich fragwürdig, in einem Verfahren relevante Beweismittel zu 

verwenden, diese aber den Verfahrensparteien vorzuenthalten. Absatz 3 dieser Bestimmung ist des-

halb ersatzlos zu streichen. 

Zu Art. 48 ff. VStrR 

Der Regierungsrat empfiehlt die Übernahme der Art. 393 ff. StPO betreffend das strafprozessuale 

Beschwerdeverfahren. 

Zu Art. 50 ff. VStrR 

Auch hinsichtlich der Regelung des Ausstands empfiehlt der Regierungsrat die Übernahme der Re-

gelungen der Strafprozessordnung (Art. 56 ff. StPO). 

Zu Art. 57 VStrR 

Absatz 4 soll es den Verwaltungsstrafbehörden neu erlauben, die kantonale Polizei direkt mit Unter-

suchungshandlungen zu beauftragen. Diese Bestimmung wird mit Nachdruck abgelehnt. Im allge-

meinen Strafrecht ist es unzulässig, dass eine ausserkantonale Staatsanwaltschaft die innerkanto-

nale Polizei direkt mit Ermittlungshandlungen beauftragt. Vielmehr ist die ausserkantonale 

Staatsanwaltschaft gehalten, bei der Staatsanwaltschaft des betroffenen Kantons ein entsprechen-

des Gesuch zu stellen. Der Regierungsrat verweist auf die strafprozessuale Regelung in den  

Art. 49 ff. StPO. Weshalb in Verwaltungsstrafverfahren etwas anderes gelten soll, ist nicht nachvoll-

ziehbar.  
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Zu Art. 102 VStrR 

Ergänzend ist als Grund für eine Nichtanhandnahme des Verfahrens auch die straflose Selbstan-

zeige gemäss Art. 13 VStrR aufzuführen. 

Zu Art. 268 VStrR 

Das aus dem geltenden Recht übernommene abgekürzte Verfahren sollte grundsätzlich überdacht 

werden. Zudem sollte es umbenannt werden, da das abgekürzte Verfahren der StPO ein Verfahren 

ist, bei welchem sich Ankläger und beschuldigte Person auf Sachverhalt und Strafe einigen, während 

das hier zur Diskussion stehende Verfahren eher dem Strafbefehlsverfahren der StPO entspricht. 

Das gemäss dem erläuternden Bericht verworfene abgekürzte Verfahren gemäss der StPO hingegen 

sollte unseres Erachtens Eingang ins VStrR finden.  

Zu Art. 290 und 300 VStrR 

Der Regierungsrat erachtet die in Art. 290 VStrR geregelte Vollzugsordnung gegenüber den Kanto-

nen als stossend, da nur die Verwaltungseinheit des Bundes, nicht aber das kantonale Gericht die 

eigenen Forderungen mit Entschädigungsansprüchen und beschlagnahmten Vermögenswerten ver-

rechnen kann. Daran ändert auch Art. 300 VStrR nichts Wesentliches, weil diese Bestimmung als 

Kann-Vorschrift ausgestaltet ist und ein Vorgehen vorsieht, welches angesichts der Kosten unver-

hältnismässig erscheint.  

Zu Art. 303 VStrR 

In Absatz 3 dieser Bestimmung wird die gemeinnützige Arbeit erwähnt. Dies ist zu streichen, sie stellt 

lediglich eine Vollzugsform und keine Strafe dar.  

Zu Art. 304 VStrR 

Es ist nicht sachgerecht, dass eine geschädigte Drittperson bis zum Endentscheid, der möglicher-

weise erst nach Jahren vorliegt, auf eine ihr zustehende Entschädigung warten muss. Über die Ent-

schädigung der Drittperson ist daher so bald als möglich zu entscheiden, zumal der Ausgang des 

Verwaltungsstrafverfahrens für den Entschädigungsentscheid kaum je relevant sein dürfte.  

Zu Art. 282 StPO 

Der neu vorgesehene Absatz 3 erlaubt den Einsatz von technischen Geräten zur Standortbestim-

mung, was sinnvoll und notwendig ist. Es ist jedoch nicht einzusehen, weshalb nicht die dadurch ge-

nerierten Daten, sondern einzig die gestützt darauf erstellten Observationsberichte im Strafverfahren 

verwendet werden dürfen. Da die technischen Daten und die Observationsberichte inhaltlich gleich-

lautend sind, stellt die Datenverwendung für die observierte Person keinen Nachteil dar. Das Verbot, 

diese Daten zu verwenden, macht die Verfahrensführung hingegen deutlich aufwendiger, muss doch 

anstelle eines einfachen Kartenausdrucks ein möglicherweise aufwendiger Bericht erstellt werden.  

Finanzielle und personelle Auswirkungen auf den Kanton Aargau 

Die Totalrevision des VStrR könnte bedeutende finanzielle und personelle Auswirkungen auf den 

Kanton Aargau zur Folge haben, insbesondere betreffend die dem kantonalen Zwangsmassnahmen-

gericht zugedachten neuen Aufgaben.  

Im erläuternden Bericht vom 31. Januar 2024 finden sich keine Hinweise darauf, mit wie vielen zu-

sätzlichen Fällen bei den kantonalen Zwangsmassnahmengerichten zu rechnen ist. Insbesondere im 

Anwendungsbereich des Zollgesetzes (ZG) sind viele Fälle zu erwarten, welche die kantonalen 

Zwangsmassnahmengerichte auch in zeitlicher Hinsicht stark fordern dürften. Ohne eine Angabe 

zum mutmasslichen Mengengerüst kann nicht zuverlässig abgeschätzt werden, mit welchen finanzi-

ellen und personellen Auswirkungen zu rechnen ist. Angesichts der hohen Arbeitslast der erstin-

stanzlichen Gerichtspräsidien, welche die Aufgaben des kantonalen Zwangsmassnahmengerichts 
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wahrnehmen, müsste selbst bei einer Neukonzeption des Zwangsmassnahmengerichts ein genü-

gend grosser Personalpuffer eingeplant werden, um eine effektive Mehrbelastung der Gerichtspräsi-

dien zu verhindern. Andernfalls wären die kantonalen Zwangsmassnahmengerichte insbesondere 

nicht in der Lage, die zeitlichen Vorgaben zu erfüllen, die an das Entsiegelungsverfahren gestellt 

werden. Auch die Höhe der Entschädigung, die der Bundesrat den Kantonen für die Erledigung der 

Bundesaufgaben in Aussicht stellt, müsste bekannt sein, um die Auswirkungen auf den Kanton konk-

ret beziffern zu können. 

Finanzielle und personelle Auswirkungen müssen zudem bei der Kantonspolizei erwartet werden, 

wenn die für das Verwaltungsstrafverfahren zuständigen Bundesbehörden die Kantonspolizei in Zu-

kunft direkt mit Untersuchungshandlungen beauftragen könnten. Auch hier kann aufgrund der vorlie-

genden Unterlagen nicht abgeschätzt werden, wie viele solcher Aufträge zu erwarten sind und wel-

che Auswirkungen in diesem Zusammenhang anfallen. 

Zusammengefasst ist eine konkrete Bezifferung der zusätzlichen Aufwände, welche im Kanton Aar-

gau anfallen, gegenwärtig nicht möglich. 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Vernehmlassung. 

Für Rückfragen steht Ihnen Herr Rudolf Moos, Stabsmitarbeiter des Departements Volkswirtschaft 

und Inneres (rudolf.moos@ag.ch, 062 835 14 14), gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüsse 

Im Namen des Regierungsrats 

Dr. Markus Dieth 

Landammann 

Joana Filippi 

Staatsschreiberin 

Kopie 

• info.strafrecht@bj.admin.ch 

mailto:rudolf.moos@ag.ch
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Totalrevision  des  Verwaltungsstrafrechts 
Stellungnahme Kanton Appenzell I.Rh. 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom  31.  Januar  2024  haben Sie uns  die  Vernehmlassungsunterlagen zur Teil-
revision  des  Verwaltungsstrafrechts zukommen lassen. 

Die  Standeskommission hat  die  Unterlagen geprüft.  Sie  begrüsst grundsätzlich  die  Moderni-
sierung  und  Angleichung  an die  Regeln  des  ordentlichen Strafprozesses.  Sie  lehnt  es  aber 
ab,  dass  die  kantonalen Zwangsmassnahmengerichte alle Befugnisse übernehmen,  die  sie 
auch im ordentlichen Strafverfahren haben, einschliesslich derjenigen,  die  heute  die  Be-
schwerdekammer  des  Bundesstrafgerichts im Zusammenhang  mit  der  Entsiegelung wahr-
nimmt.  Die  Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden,  die  das Verwaltungsstrafverfahren  des 
Bundes anwenden, sind Bundesbehörden. Insofern soll auch  die  gerichtliche Beurteilung  von 
Zwangsmassnahmen, wie Untersuchungshaft oder Entsiegelung  von  einem Gericht  des 
Bundes beurteilt werden. Bereits heute ist  die  Beschwerdekammer  des  Bundesstrafgerichts 
für Entsiegelungsgesuche zuständig  (Art. 50  Abs.  3  VStrR).  Die  stringente Trennung  von 
Bundesverwaltungssachen  und  kantonalen Aufgaben ist auch im Zwangsmassnahmenbe-
reich aufrechtzuerhalten.  Die  räumliche Nähe zwischen dem Gericht  und  der  beschuldigten 
Person ist nicht vorrangig, zumal auch  die  Strafverfolgung nicht  am  Wohnort  der  beschuldig-
ten  Peron  geführt wird.  Anders,  als  dies  im erläuternden Bericht ausgeführt wird  (S. 58),  sind 
im heute etablierten System  der  Gefangenentransporte auch kurzfristige Zuführungen  über 
grössere Strecken kein Problem. Entsprechend ist  Art. 43  Abs.  1  VE-VStrR wie folgt anzu-
passen: 

«1 Ein Zwangsmassnahmengericht  des  Bundes übt alle Befugnisse aus,  die  dieses Gesetz 
dem Zwangsmassnahmengericht überträgt. Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, 
richtet sich das Verfahren vordem Zwangsmassnahmengericht nach  den  einschlägigen 
Bestimmungen  der  StPO.» 

In  diesem Zusammenhang ist  Art. 48  VE-VStrR wegzulassen und  Art. 47  VE-VStrR wie folgt 
anzupassen: 

«'Gegen Entscheide, Amtshandlungen und Säumnis  der  mit  der  Untersuchung betrauten 
Personen oder im Bereich  der  Zwangsmassnahmen  (Art. 153  bis  Art. 255)  kann bei  der  Be-
schwerdekammer  des  Bundesstrafgerichts Beschwerde geführt werden. 
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2Die Beschwerde nach Abs.  1  ist nicht zulässig, wenn sie einen Entscheid zur Ablehnung ei-
nes Beweisantrags betrifft,  der  ohne Rechtsnachteil  in  einem Einspracheverfahren gegen ei-
nen Strafbescheid wiederholt werden kann. 

3  Für Beschwerden wegen Untersuchungshandlungen und Säumnis  von  Organen  der  mit öf-
fentlich-rechtlichen Aufgaben  des  Bundes betrauten Organisationen gelten  die  Abs.  1  und 
Abs.  2  sinngemäss.» 

Der  Gesetzesentwurf enthält  die  Möglichkeit für Verwaltungseinheiten, rechtshilfeweise di-
rekt auf  die  Unterstützung  der  Kantonspolizeien zurückzugreifen. Allerdings enthält  der  Ent-
wurf keine klaren Bestimmungen darüber, wann auf  die  Bundeskriminalpolizei und wann auf 
die  kantonalen Polizeikräfte zurückgegriffen wird. Um allfällige Zuständigkeitskonflikte zu ver-
meiden, ist  Art. 57  Abs.  4  VE-VStrR wie folgt anzupassen: 

«4Die Verwaltungseinheit kann subsidiär zu  Art. 39 die  Polizeibehörden  der  Kantone aus-
nahmsweise damit beauftragen, Untersuchungshandlungen  in  ihrem Zuständigkeitsbereich 
vorzunehmen.  Die  beauftragten Polizeibehörden  der  Kantone unterstehen dabei  der  Aufsicht 
und  den  Weisungen  der  Verwaltungseinheit. Diese erteilt ihnen dazu schriftliche,  in  dringen-
den Fällen mündliche Anweisungen;  die  Anweisungen müssen sich auf konkret umschrie-
bene Abklärungen beschränken. Bei Einvernahmen, welche  die  Polizei im Auftrag  der  Ver-
waltungseinheit durchführt, haben  die  Verfahrensbeteiligten  die  Verfahrensrechte,  die  ihnen 
bei Einvernahmen durch  die  Verwaltungseinheit zukommen.» 

Art. 41  VE-VStrR legt unter anderem fest, dass für  die  Beurteilung einer Verwaltungsstrafsa-
che das Gericht eines Kantons zuständig sei, wenn  die  Voraussetzungen einer Freiheits-
strafe, einer freiheitsentziehenden Massnahme oder einer Landesverweisung gegeben sind. 
Dies  ist nicht stringent, zumal  die  Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden,  die  das Verwal-
tungsstrafrecht  des  Bundes anwenden, Bundesbehörden sind. Ferner besteht eine vollstän-
dige Bundesgerichtsbarkeit, deren Ressourcen  in den  letzten Jahren ausgebaut wurden. Da-
mit ist eine konsequente Bundeslösung beim Verwaltungsstrafrecht möglich und zu bevorzu-
gen, zumal  die  Vorteile einer einzigen gerichtlichen Instanz  des  Bundes für alle Bundesstraf-
sachen evident sind.  Die  notwendigen verwaltungsrechtlichen Fachkenntnisse könnten so 
auch auf Gerichtsebene konzentriert werden. Bei  der  weiteren Aufteilung  der  Bundesverwal-
tungsstraffälle auf  26  Kantone wäre somit eine seltene Gelegenheit zur Konzentration dieses 
spezialisierten Fachwissens verpasst. Entsprechend ist  Art. 41  VE-VStrR wie folgt anzupas-
sen: 

«'Für  die  Beurteilung ist  die  beteiligte Verwaltungseinheit zuständig; hält sie jedoch  die  Vo-
raussetzungen einer Freiheitsstrafe, einer freiheitsentziehenden Massnahme oder einer Lan-
desverweisung nach  Art. 66a  oder  Art.  66aas StGB für gegeben, so ist das Bundesstrafge-
richt zuständig. 

2Die  von der  Straf- oder Einziehungsverfügung  der  Verwaltungseinheit betroffene Person 
kann  die  Beurteilung durch das Bundesstrafgericht verlangen. 

3Die zur Ausfällung  der  Hauptstrafe zuständige Behörde erkennt auch über Nebenstrafen, 
Massnahmen und Kosten.» 

Der  Logik folgend, dass für gerichtliche Beurteilung  der  Straf- und Einziehungsverfügung so-
wie  die  Anklage  der  Verwaltungseinheit stets das Bundesstrafgericht zuständig sein soll, ist 
Art. 42  VE-VStrR wie folgt anzupassen und zu vereinfachen: 
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«Die  örtliche Zuständigkeit  der  Verwaltungseinheit und  des  Bundesstrafgerichts erstreckt 
sich auf das ganze Gebiet  der  Schweiz.» 

Wir danken Ihnen für  die  Möglichkeit zur Stellungnahme und grüssen Sie freundlich. 

Im Auftrage  von  Landammann und Standeskommission 
Der  Rä(schreiber: 

//  
rkus Dörig 

Zur Kenntnis  an: 
- Justiz-, Polizei- und Militärdepartement Appenzell I.Rh., Marktgasse  10d, 9050  Appenzell 
- Ständerat  Daniel  Fässler, Weissbadstrasse  3a, 9050  Appenzell 
- Nationalrat  Thomas  Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch) 
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Herisau, 2. Mai 2024 

 

Eidg. Vernehmlassung; Totalrevision des Verwaltungsstrafrechts (VStrR); Stellungnahme des 
Regierungsrates von Appenzell Ausserrhoden 
 

 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Mit Schreiben vom 31. Januar 2024 wurden die Kantonsregierungen vom Eidgenössischen Justiz- und Poli-

zeidepartement EJPD eingeladen, sich zur Totalrevision des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht 

(VStrR) bis 10. Mai 2024 Stellung vernehmen zu lassen. 

 

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung: 

 

Er begrüsst die Modernisierung des Verwaltungsstrafrechts, um den Entwicklungen im Strafverfahren seit dem 

Erlass des geltenden Rechts im Jahr 1974 Rechnung tragen zu können. Der Regierungsrat begrüsst sodann 

die grundsätzliche Angleichung an die Strafprozessordnung. Auf Bemerkungen zur Vorlage im Einzelnen wird 

verzichtet. 

 

Es liegt eine Stellungnahme der Schweizerischen Staatsanwaltschaftskonferenz SSK vom 27. März 2024 vor. 

Der Regierungsrat schliesst sich dieser Stellungnahme an. 

 

Wir danken Ihnen für die Möglichkeit zur Stellungnahme. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Im Auftrag des Regierungsrates 

    

Dr. iur. Roger Nobs, Ratschreiber  

 

Eidg. Justiz- und Polizeidepartement EJPD 
3003 Bern 



QQp 

K anton Bern  
Canton de Berne  

R egierungsrat 

Postgasse  68  
Postfach  
3000  Bern  8  
info.regierungsrat@ be.ch  
www.be.ch/rr  

R R B Nr.: 	450/2024  

Direktion: 	Direktion für Inneres und J ustiz 

Klassifizierung: 	Nicht klassifiziert 

S taatskanzlei, Postfach,  3000  Bern  8  

E idgenössisches J ustiz- und Polizeidepartement (E J   PD)  
Bundesamt für J ustiz 
Bundesrain  20 
3003  Bern  

Per  E -Mail (info.strafrecht@ bj.admin.ch)  

8. Mai 2024  

Vernehmlassung  des  Bundes: Totalrevis ion  des  Bundesgesetzes über das Verwaltungs- 
strafrecht (VS trR ) 
S tellungnahme  des  K antons Bern 

S ehr geehrter Herr Bundesrat 
S ehr geehrte Damen und Herren 

Wir danken Ihnen für  die  Gelegenheit, zur erwähnten Vorlage S tellung nehmen zu können.  Der  
R egierungsrat möchte dazu  die  nachfolgenden Bemerkungen anbringen.  

1. Grundsätzliches 

Wir begrüssen  die  allgemeine Ausrichtung  des  Vorentwurfs. Unsere grundsätzlichen Bemerkun-
gen und Anträge zu einzelnen Bestimmungen finden S ie nachstehend.  

2. Anträge  

2.1  

Antrag  

Der  Begriff  der  Polizei sei zu präzisieren. 

Begründung 

03
10

41
D

Iv
03

 Im VE -VS trR  fällt auf, dass  der  Begriff  der  Polizei nicht einheitlich verwendet wird. Während teil-
weise  von der  Polizei  der  Kantone und  der  Gemeinden bzw.  von der  Bundeskriminalpolizei  die  
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R ede ist, wird  an  anderen S tellen nur  von der  « Polizei» gesprochen. Welche Behörde nun ge-
meint ist, geht nicht immer klar aus dem VE -VS trR  hervor und sollte dementsprechend präzisiert 
werden.  

2.2  

Antrag  

Der  VE -VS trR  sei mit  den  folgenden Bestimmungen aus  der  S tP01  (betreffend geheime Ü berwa-
chungsmassnahmen durch  die  Polizei vgl. unten) zu ergänzen: 

• Artikel  15  S tPO: Definition  der  Polizei als S trafverfolgungsbehörde. Artikel  15  Absatz  1  S tPO 
hält fest, dass sich  die  Tätigkeit  der  Polizei  von  Bund, Kantonen und Gemeinden im R ahmen  
der  S trafverfolgung nach  der  S tPO richtet. E ntweder ist im VE -VS trR  klarzustellen, dass  
dies  auch für noch nicht eröffnete Verwaltungsstrafverfahren gilt, oder  es  ist sicherzustellen, 
dass  der  Polizei  in  diesem Verfahrensstadium nach VS trR   die  gleichen Kompetenzen zu-
kommen wie nach  der  S tPO. Ausserdem sollte unbedingt klargestellt werden, dass  es  sich 
auch im Anwendungsbereich  des  VS trR  um  die  Polizei  von  Bund, Kanton und Gemeinde 
handelt; 

• Artikel  147  S tPO: Im selbstständigen polizeilichen E rmittlungsverfahren besteht kein An-
recht  der  beschuldigten Person auf Teilnahme oder Konfrontation; 

• Artikel  159  S tPO: Polizeiliche E invernahmen im E rmittlungsverfahren; 

• Artikel  179  S tPO: Auskunftspersonen bei polizeilichen E invernahmen, sogenannte Aus-
kunftsperson  « sui  generis»; 

• Artikel  193  S tPO: Augenschein durch  die  Polizei  in  einfachen Fällen. Artikel  149  VE -VS trR  
sieht  den  Augenschein zwar vor, aber nur auf Anordnung  der  mit  der  Untersuchung beauf-
tragten Person; 

• Artikel  195  S tPO: E inholen  von  Berichten und Auskünften; 

• Artikel  206  S tPO: Vorladung im polizeilichen E rmittlungsverfahren; 

• Artikel  255  Absatz  2  S tPO: Anordnung  von  nicht invasiven Probenahmen bei  der  beschul-
digten Person für DNA-Analysen sowie  der  E rstellung eines DNA-Profils  von  tatrelevantem 
biologischem Material; 

• Artikel  260  Absatz  2  S tPO: Anordnung  der  erkennungsdienstlichen E rfassung durch  die  
Polizei; 

• Artikel  306 f.  S tPO: Polizeiliches E rmittlungsverfahren. 

Zum hiervor aufgeführten Antrag,  Art. 186  bis  188  VE -VS trR  sei mit einer Bestimmung zu DNA-
Analysen und DNA-Profilen zu ergänzen, welche Artikel  255  Absatz  2  S tPO entspricht, ist folgen-
des zu ergänzen:  Der  erläuternde Bericht zu  Art. 186  bis  188  beantwortet  die  Fragen, weshalb 
ein Bedarf für diese Zwangsmassnahme bestehen soll und wann DNA-Analysen und DNA-Profile 
im Verwaltungsstrafrecht angemessen sind, nur ungenügend und sollte entsprechend ergänzt 
werden. 

Begründung  

Die  Polizei sieht sich insbesondere im Zusammenhang mit  der  Verfolgung  von  Widerhandlungen 
gegen das Bundesgesetz vom  29.  S eptember  2017  über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS ;  S R   

'Vgl. BS K S tPO-R um,  Art. 306,  Bz  34  
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935.51)  mit dem Verwaltungsstrafrecht und  den  damit verbundenen S chwierigkeiten konfrontiert.  
Diverse  Widerhandlungen gemäss Artikel  130 f.  BGS  sehen eine geteilte Verfolgungszuständig-
keit  (Art. 134 f.  BGS ) vor.  
Die  Frage, ob  die  kantonalen oder  die  Bundesbehörden (E idgenössische S pielbankenkommis-
sion E S BK) für  die  Verfolgung  der  konkreten S traftat zuständig sind, entscheidet sich einzig und 
allein aufgrund  der  S pielart. Während das illegale Anbieten  von  Grossspielen  von  kantonalen 
S trafverfolgungsbehörden unter Anwendung  der  S tPO verfolgt wird, ist  die  E S BK für Widerhand-
lungen im Zusammenhang mit S pielbankenspielen zuständig.  

Die  Anwendung  der  verschiedenen Verfahrensrechte führt zu einer Ungleichbehandlung  der  je-
weiligen,  in der  gleichen S trafbestimmung genannten S pielarten. Mit dem VE -VS trR  werden zwar  
diverse  ungerechtfertigte Unterschiede behoben; trotzdem besteht nach wie vor eine Ungleich-
behandlung im Zusammenhang mit  der  Verfolgung  von  Geldspielen. 

Im VE -VS trR  werden  der  Polizei im Vergleich zur S tPO weniger Kompetenzen zugesprochen. 
Insbesondere wird auf  die  E inführung eines polizeilichen E rmittlungsverfahrens nach dem Bei-
spiel  von  Artikel  306 f.  S tPO verzichtet. Und  dies  obwohl Artikel  33  VE -VS trR  sinngemäss Artikel  
12  S tPO übernimmt und  die  verschiedenen Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden aufführt. Wie  
in  Artikel  12  S tPO wird auch  in  Artikel  33  VE -VS trR   an  erster S telle  die  Polizei genannt. Im mate-
riellen Verständnis  der  S tPO ist unter Polizei « jene staatliche Tätigkeit zu verstehen,  die  sich damit 
befasst, vorab  in  einer ersten  Phase des  S trafverfahrens  von  Amtes wegen oder auf Anzeige hin 
begangene S traftaten zu ermitteln und  den  Untersuchungsbehörden, im Haupffall  der  S taatsan-
waltschaft, zur weiteren Verfolgung zu melden.  »2  

E s  gibt keine Anzeichen dafür, dass im Verwaltungsstrafrecht eine abweichende Definition gelten 
sollte. Daraus geht folglich hervor, dass  die  Polizei nicht nur auf Auftrag  der  Verwaltungseinheit 
arbeitet, sondern auch selbstständig E rmittlungshandlungen vornehmen kann.  In den  Grundzü-
gen wird diesem Umstand  in  Artikel  35  VE -VS trR  R echnung getragen. Diese Bestimmung geht 
jedoch zu wenig weit. Während  die  Polizei gestützt auf Artikel  35  Absatz  3  VE -VS trR  bei Gefahr  
in  Verzug nur 

• tatverdächtige Personen nötigenfalls anhalten und vorläufig festnehmen oder nach ihnen 
fahnden, 

• die  mit  der  S traftat im Zusammenhang stehenden Gegenstände und Vermögenswerte vor-
läufig sicherstellen, 

• S puren und Beweise sicherstellen, und 

• zu diesem Zweck  die  Person oder  den  Inhaber  der  Gegenstände oder Vermögenswerte  in  
Wohnungen und andere R äume sowie unmittelbar zu einem Haus gehörende umfriedete 
Liegenschaften hinein verfolgen 

darf, sieht  die  S tPO im Zusammenhang mit dem polizeilichen E rmittlungsverfahren gemäss Arti-
kel  306 f.  S tPO viel mehr Handlungsspielraum für  die  Polizei vor. S chon nur Artikel  306  Absatz  2  
S tPO hält fest, dass  die  Polizei zusätzlich zu  den in  Artikel  35  Absatz  3  VE -VS trR  genannten 
Massnahmen 

• S puren und Beweise auch auszuwerten, und 

• tatverdächtige Personen zu befragen 

hat.  

Diese Aufzählung ist nicht abschliessend. Aus  der  ganzen S tPO geht eine grosse Anzahl  von  
weiteren Kompetenzen für  die  Polizei hervor, damit diese effizient  den  objektiven Tatbestand 
feststellen kann (vgl. hierzu auch  die  Aufzählung weiter unten).  

2  S CHMID NIKLAUS  / J OS ITS CH  DANIE L,  S chweizerische S trafprozessordnung Praxiskommentar,  3.  Auflage,  2018, S . 33,  R z  3  
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E s  ist nicht ersichtlich, weshalb  der  Polizei im Verwaltungsstrafverfahren nicht  die  gleichen E r-
mittlungsmöglichkeiten zugestanden werden, wie im ordentlichen S trafrecht, legt doch  der  Bun-
desrat fest, dass das Verwaltungsstrafrecht vollumfänglich zum S trafrecht gehöre. Diese nicht 
gerechtfertigte Ungleichbehandlung ist gerade auch im Anwendungsbereich  des  Geldspielgeset-
zes evident und kann nicht abschätzbare negative Folgen mit sich bringen. 

Im Zusammenhang mit  der  kantonalen Zuständigkeit betreffend Grossspiele ist  die  Polizei bei 
ihren E rmittlungen, zu welchen sie gestützt auf Artikel  306 f.  S tPO befugt ist, regelmässig auch 
mit S pielbankenspielen konfrontiert.  Die  entsprechenden Angebote stammen oft  von den  gleichen 
Tätern, werden  in den  gleichen Lokalen vorgefunden und finden häufig sogar auf  den  gleichen 
Plattformen statt. Gerade  in  solchen Fällen ist  es  deshalb  von  besonderer Wichtigkeit, dass  der  
Polizei dieselben umfangreichen Kompetenzen zugesprochen werden, wie bei  der  Feststellung  
von  S pielarten,  die in den  Zuständigkeitsbereich  der  Kantone fallen.  

In der Praxis  ist  die  Abgrenzung  der  verschiedenen S pielarten nicht immer offensichtlich bzw. 
sind  die  Angebote teilweise so eng miteinander verbunden, dass eine Trennung bei  den  E rmitt-
lungen gar nicht möglich ist.  Die  Polizei ist deshalb immer dazu gehalten, sämtliche Beweise zu 
sichern und  die  ihr gestützt auf  die  Bestimmungen zum polizeilichen E rmittlungsverfahren zuge-
standenen Kompetenzen umfassend wahrzunehmen. 

Wird nun aber nach wie vor einzig für VViderhandlungen im Zusammenhang mit  den von den  
Kantonen verfolgten S pielarten das polizeiliche E rmittlungsverfahren vorgesehen, kann  dies  un-
ter Umständen zur Unverwertbarkeit  von  Beweisen im anderen Verfahren führen. Diese Proble-
matik zeigt sich insbesondere, aber nicht nur, bei Befragungen und bei geheimen Ü berwachungs-
massnahmen durch  die  Polizei. 

Beim Zusammentreffen  von  Gross- und S pielbankenspielen soll  es der  Polizei zwar möglich sein, 
Personen im Hinblick auf  die  Grossspiele zu befragen oder auch namentlich entsprechende Ob-
servationen vorzunehmen; stellt sie  in  diesem Zusammenhang aber auch Verstösse betreffend 
S pielbankenspiele fest bzw. tätigen  die  befragten Personen entsprechende Aussagen, sind diese 
E rkenntnisse bei Anwendbarkeit  des  VE -VS trR  allenfalls nicht verwertbar. Gerade betreffend  die  
Aussagen wäre eine allfällige Unverwertbarkeit für  den  Fortgang  des  Verfahrens verheerend, ist 
doch bekannt, dass Aussagen,  die  umgehend nach  der  Feststellung einer mutmasslichen S traftat 
getätigt wurden,  am  ehesten  der  Wahrheit entsprechen. 

E ine unterschiedliche Handhabung  von  diesen beiden S pielarten mit  den  entsprechenden Kon-
sequenzen ist nicht sachgerecht, bringt doch eine S pielart nicht ein grösseres oder kleineres Ge-
fahrenpotenzial mit sich, als  die  andere. 

Bei  den  gemäss Artikel  130  BGS  zu verfolgenden strafbaren Handlungen handelt  es  sich um 
« Alltagsdelikte»,  die in der  Ö ffentlichkeit geschehen, namentlich  in Bars  und  R estaurants.  Diese 
werden deshalb grundsätzlich zuerst  von der  Polizei und nicht  von der  E S BK entdeckt, weshalb 
sämtlichen S trafverfahren im Bereich  des  illegalen Geldspiels  in der  R egel polizeiliche E rmittlun-
gen vorausgehen. Das hierfür vorgesehene selbstständige E rmittlungsverfahren  der  Polizei ist 
wichtig, damit diese auch ohne E influssnahme durch  die  E S BK handeln und eine spontane, ra-
sche und effiziente S trafverfolgung einleiten kann3. 

Das gleiche Problem stellt sich bei  den  geheimen Ü berwachungsmassnahmen durch  die  Polizei:  

Die  E inführung eines polizeilichen E rmittlungsverfahrens im Verwaltungsstrafverfahren hat zur 
Folge, dass  der  Polizei im gesetzlich vorgesehenen R ahmen  die  Befugnis eingeräumt wird, auch 
gewisse geheime Ü berwachungsmassnahmen anzuordnen. Gerade im Anwendungsbereich  des  
Geldspielgesetzes ist eine solche Kompetenz für  die  Polizei unabdingbar. Besteht  der  Verdacht, 
dass namentlich  in  einem Lokal illegal Grossspiele angeboten werden, ist  die  Polizei gestützt auf  

3  Vgl. BS K S tPO-R HY N,  Art. 306,  R z  11f.  und R z  16  
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Artikel  135  Absatz  1  BGS  i.V.m. Artikel  282  S tPO sowie gestützt auf Artikel  135  Absatz  1  BGS  
i.V.m. Artikel  298b  Absatz  1  S tPO sowohl zur Anordnung  der Observation  als auch  der  verdeckten 
Fahndung ermächtigt. Häufig erhält  die  Polizei jedoch lediglich Hinweise, wonach  in  einem Lokal 
illegal Geldspiele angeboten würden. Ob  es  sich schlussendlich um Gross- oder um S pielban-
kenspiele handelt, stellt sich  in der  R egel erst im R ahmen  der  weiterführenden E rmittlungen her-
aus. Ordnet  die  Polizei daraufhin selbstständig eine Ü berwachung  in  ihrem Zuständigkeitsbereich  
an,  werden nun aber im R ahmen dieser E rmittlungen auch Widerhandlungen gegen das BGS  im 
Zuständigkeitsbereich  der  E S BK entdeckt, sind diese für  die  S trafuntersuchung unter Umständen 
sehr wichtigen Beweismittel nicht verwertbar.  Die  ungleiche Gewichtung  der  verschiedenen S piel-
arten ist wie dargelegt nicht sachgerecht und sollte mit einer entsprechenden Anpassung  des  VE -
VS trR  aufgelöst werden.  

2.3  

Antrag 

Artikel  195 f.  VE -VS trR  sei  an die  geltende S tPO anzugleichen. 

Begründung 

Im Zusammenhang mit  der  vorläufigen Festnahme durch  die  Polizei übernimmt  der  VE -VS trR   in 
den  Artikeln  195  und  196  VE -VS trR  einzelne R egelungen aus Artikel  217  und  219  S tPO. Auch 
hier ist jedoch ersichtlich, dass  der  Polizei im VE -VS trR  weniger Kompetenzen zugestanden wer-
den, als  dies in der  S tPO  der  Fall ist. Insbesondere fehlt  die in  Artikel  219  Absatz  3  S tPO vorge-
sehene Verpflichtung  der  Polizei,  die  angetroffene Person  in  Anwendung  von  Artikel  159  S tPO 
zu befragen und unverzüglich geeignete Abklärungen zu treffen, um  den  Tatverdacht und weitere 
Haftgründe zu erhärten oder zu entkräften.  
In der  aktuell vorgeschlagenen R egelung betreffend  die  vorläufige Festnahme durch  die  Polizei  
in  Artikel  35  Absatz  3  Buchstabe  a  VE -VS trR  und Artikel  195 f.  VE -VS trR  ist vorgesehen, dass  
die  vorläufig festgenommene Person  der  Verwaltungseinheit sofort zuzuführen ist. Gemäss  der  
Kommentierung zum aktuell geltenden und gleichlautenden Artikel  19  Absatz  4  VS trR  hat diese 
Zuführung innert weniger S tunden, jedenfalls aber innert  24  S tunden zu geschehen. Aus dem 
erläuternden Bericht geht keine weitere Präzisierung hervor, weshalb davon auszugehen ist, dass  
die  entsprechende Kommentierung nach wie vor Geltung beanspruchen kann. Ist  die  Polizei also 
nicht befugt,  die  verhaftete Person zu befragen und weitere wichtige Abklärungen zu treffen, be-
hindert das  den  sauberen und korrekten Fortgang  des  Verfahrens massiv. 
E ine schnellere Zuführung und Befragung durch  die  Verwaltungseinheit ist  in der Praxis  oft nicht 
möglich, da  die  Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden teilweise über keinen Pikett-Dienst verfü-
gen 
Vor dem Hintergrund, dass  die  Polizei auch im Verwaltungsstrafverfahren eine sehr wichtige S tel-
lung hat, sollten  die  Artikel  195 f.  VE -VS trR   an die  geltende S tPO angeglichen werden.  

2.4  

Antrag  

E s  ist zu prüfen, ob  in den  Fällen,  in  denen gemäss unseren Anträgen  von Ziff. 2.2  und  2.3 der  
Polizei zusätzliche Befugnisse im polizeilichen E rmittlungsverfahren zukommen sollen, nicht  die  
Polizeiorgane  des  Bundes (Bundesamt für Polizei fedpol) diese Aufgaben übernehmen könnten. 
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Begründung  

In Ziff. 2.2  und  2.3  beantragen wir,  der  Polizei seien  in  Angleichung  des  Verwaltungsstrafverfah-
rens  an die  S tPO zusätzliche Befugnisse im polizeilichen E rmittlungsverfahren zu geben.  E s  ist 
davon auszugehen, dass dadurch insbesondere bei  der  Kantonspolizei Bern erheblicher Zusatz-
aufwand anfallen  und  die  knappen R essourcen weiter strapazieren würde. Wir regen deshalb  an  
zu prüfen, ob nicht  die  Polizeiorgane  des  Bundes (Bundesamt für Polizei fedpol) diese Aufgaben 
vollständig oder zumindest weitgehend übernehmen könnten. Dabei betonen wir, dass auch für  
den  Fall  der  Ü bernahme  der  Aufgaben durch das fedpol  die  R echte  der  Polizeibehörde gestärkt  
und  ihr  die  gleichen Mittel wie  in der  S tPO zur Verfügung gestellt werden müssten, wie  in Ziff. 2.2  
und  2.3  beantragt.  

2.5  

Antrag  

E s  sei eine Bestimmung  in  das VS trR  aufzunehmen,  die  regelt, wann  die  Verwaltungsbehörden 
auf  die  Bundeskriminalpolizei (BKP) zurückgreifen sollen und wann auf  die  kantonalen Polizei-
kräfte. 

Begründung  

Der  Verwaltung wird  die  Möglichkeit belassen, rechtshilfeweise auf  die  Unterstützung  der  Kan-
tonspolizei zurückzugreifen. Zukünftig wird  die  Bundeskriminalpolizei  der  Verwaltung ebenfalls 
zur Verfügung stehen.  Der  Gesetzesentwurf enthält jedoch noch keine Bestimmung,  die  besagt, 
wann  die  Verwaltungsbehörden auf  die  BKP zurückgreifen sollen und wann auf  die  kantonalen 
Polizeikräfte; eine solche Kriteriendefinition ist unseres E rachtens nötig.  

2.6  

Antrag 

Will  der  Gesetzgeber  am  vorgeschlagenen Gesetzestext zur S iegelung nach Artikel  180  und  181  
VE -VS trR  festhalten, dann sollte aus diesem hervorgehen, dass eine Datenspiegelung während 
dieser dreitägigen Frist ausnahmsweise durch  die  Untersuchungsbehörde oder  in  deren Auftrag 
möglich  sein  muss. E ntsprechend wird beantragt,  den  Gesetzestext so anzupassen, dass diese 
neue R egelung nicht bedeutet, dass  die  Untersuchungsbehörden  mit  der  Durchsuchung  von  Am-
tes wegen  bis  nach Ablauf  der  dreitägigen Frist zuwarten müssen.  E s  ist vielmehr davon auszu-
gehen, dass  ab  E ingang eines rechtzeitigen S iegelungsantrages auch  die  durch eine bereits be-
gonnene Durchsuchung erlangten E rkenntnisse  bis  zum rechtskräftigen E ntscheid  über  die  E nt-
siegelung einem suspensiv bedingten Verwertungsverbot unterliegen4.  Und  schliesslich sollte 
sich  der  erläuternde Bericht zu S ituationen äussern,  die  aufgrund  der  Gefahr  des  Datenverlustes 
eine umgehende Datensicherung vor Ort erfordern. 

Begründung  

Die  bereits heute beobachtete verschleppende Wirkung  der  S iegelung und  die  für  die Praxis der  
S trafverfolgung unbefriedigende R echtsprechung wird mit  der  vorgeschlagenen Ä nderung  in  Ar-
tikel  180  Absatz  1  VE -VS trR  und  in  Artikel  248  Absatz  1  S tPO nun sogar noch verschärft. Wäh-
rend aus  der  aktuell geltenden Formulierung hervorgeht, dass das einstweilige Durchsuchungs-
und das suspensiv bedingte Verwertungsverbot erst ab E ingang eines S iegelungsantrages gilt, 

Vgl.  Graf Damian K.  S tPO-R evision: Neues zur S iegelung,  in:  J usletter vorn  16.  August  2021,  R z  16  
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scheint  es  so zu sein, dass  dies  nun unabhängig  von  einem tatsächlichen S iegelungsantrag be-
reits ab S icherstellung und während mindestens drei Tagen gelten soll. Mit  der  neuen R egelung 
entsteht also  der  E indruck, dass  die  Untersuchungsbehörden bei sämtlichen S icherstellungen 
standardmässig drei Tage warten müssen, bis sie, bei einem Verzicht auf  die  S iegelung,  die  Da-
ten durchsuchen und insbesondere auch  die  S piegelung  von  Daten vornehmen kann. 
Auf diversen Datenträgern, insbesondere auf Mobiltelefonen, befindet sich regelmässig eine 
grosse Anzahl  an  flüchtigen, temporären und fragilen Daten,  die  für  die  S trafuntersuchung unver-
zichtbar sind. J e länger mit  der  Datenspiegelung zugewartet werden muss, desto akuter wird  die  
Gefahr, dass diese verloren gehen.  

In der Praxis  begegnen viele Untersuchungsbehörden zudem S ituationen,  die  zwingend eine so-
fortige Datenspiegelung vor Ort erfordern. Gerade bei Delikten  mit  Online-Bezug sind namentlich 
auf Computern,  Tablets,  Mobiltelefonen  u.ä.  Daten  mit  einer extremen F lüchtigkeit vorhanden,  
die  bei nicht sofortiger S icherung vor Ort unwiderruflich verloren gehen. Hierbei handelt  es  sich 
namentlich um folgende Daten: 

• Daten  ab  einem Hauptspeicher; 
• Informationen  über  aktive Netzwerkverbindungen; 
• Daten,  welche  verschlüsselt sind  und  deren Zugang bei S tromverlust verloren gehen; 
• Kiosk-S ysteme, wie z.B. DeepFreeze,  welche  die  Datenänderungen gar nicht erst auf 

dem Massenspeicher speichern. 
E ine sofortige Datenspiegelung vor Ort ist auch dann erforderlich, wenn Daten auf einem exter-
nen S erver oder einer  C loud  verwaltet werden, worauf  die  Untersuchungsbehörde keinen Zugriff 
hat.  
Und  schliesslich kann sich  die  sofortige E rstellung einer Datenkopie auch aus Verhältnismässig-
keitsgründen aufdrängen, z.B. wenn auf  der  ganzen  IT-Infrastruktur  relevante, aber  auch eine  
grosse  Anzahl irrelevanter Daten vermutet werden. Wird  in  solchen Fällen  die  ganze Infrastruktur 
mitgenommen, wird gerade bei Unternehmen  die  mutmasslich legale Weiterarbeit verhindert, was 
unter Umständen  grosse,  nicht verhältnismässige finanzielle Verluste nach sich ziehen kann.  
Mit  Bezugnahme auf  die  bundesgerichtliche R echtsprechung führt  der  erläuternde Bericht auf  
S . 119  zu Artikel  180  VE -VS trR  aus, dass  die  Untersuchungsbehörde nach E ingang eines S iege-
lungsantrages beim Zwangsmassnahmengericht  die  S piegelung verlangen kann. Diese Anmer-
kung beantwortet jedoch einerseits  die  Frage nicht, was  in den  längstens drei Tagen  bis  zum 
allfälligen S iegelungsantrag  mit  den  sichergestellten Gegenständen  und  Aufzeichnungen zu ge-
schehen hat.  Dies  betrifft nicht nur Datenträger wie Mobiltelefone  und  Computer  und  Daten aus  
der  S icherung vor Ort, sondern beispielsweise auch vorgefundene Dokumente. S o stellt sich  hier  
die  Frage, ob diese standardmässig auch während dieser dreitägigen Frist zu siegeln sind. An-
dererseits kann auch bei  der  umgehenden S tellung eines S piegelungsantrages  die  Gefahr eines 
Datenverlustes nicht vollständig umgangen werden. Zwischen S piegelungsantrag  und  dem Auf-
trag  des  Zwangsmassnahnnengerichts zur E rstellung einer Datenkopie können mehrere  Tage  ver-
gehen, was  mit  an  S icherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, wie oben ausgeführt, auch einen 
gewissen Datenverlust  mit  sich bringt.  Und  schliesslich berücksichtigen  die  Ausführungen im er-
läuternden Bericht  die  voranstehend erläuternden S ituationen nicht, bei welchen eine umgehende 
Datenspiegelung vor Ort unabdingbar ist. 
Muss nun neu standardmässig  die  dreitägige Frist für  die  S tellung eines S iegelungsantrages  und  
allenfalls anschliessend ein entsprechender S piegelungsantrag  und  dann noch ein -auftrag durch 
das Zwangsmassnahmengericht abgewartet werden, droht ein signifikanter Beweisverlust  und  
die  S iegelung könnte rechtsmissbräuchlich eingesetzt werden, um  die  Beweiserhebung als sol-
che zu vereiteln. 
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3. 	Weiteres  

3.1  

Zur neuen S tellung  des  Zwangsmassnahmengerichts (ZMG), das alle Befugnisse übernehmen 
soll,  die es  auch im ordentlichen S trafverfahren hat, und zu  den  finanziellen und personellen Aus-
wirkungen  der  vorgeschlagenen Bestimmungen auf  den  Kanton halten wir folgendes fest: 

• Die  Generalstaatsanwaltschaft geht davon aus, dass diese Ä nderung beträchtlichen 
Mehraufwand mit ressourcenmässiger R eflexwirkung auf  die  S taatsanwaltschaften bringt:  
Die  bereits heute stark beanspruchten und teilweise überlasteten ZMG  der  Kantone müss-
ten zusätzlich z.B. Grossverfahren im Bereich  des  S teuerrechts und Grossverfahren  der  
Bundesstrafverfolgungsbehörden sowie grosse E ntsiegelungsverfahren übernehmen, 
was  die  kantonalen E rmittlungen verlangsamen würde. 

• Das Obergericht rechnet ebenfalls mit einem gewichtigen Mehraufwand, kann diesen aber 
nicht genau abschätzen.  Die  Beantwortung  der  im Begleitschreiben aufgeworfenen Frage 
nach  den  finanziellen und personellen Auswirkungen (auch wenn  der  Bund  die  Kantone 
für diese Dienstleistung entschädigen will) bedürfte zusätzlicher Informationen. Ohne das 
Mengengerüst  der  Verfahren nach Verwaltungsstrafrecht zu kennen, geht auch das Ober-
gericht davon aus, dass insbesondere  die  Zuweisung  von  E ntsiegelungsverfahren  an die  
kantonalen Zwangsmassnahmengerichte für diese einen sehr grossen Mehraufwand be-
deuten würde.  Weil  viele Behörden  des  Bundes ihren S itz im Kanton Bern haben, muss 
davon ausgegangen werden, dass das  Berner  KZMG  von der  R evision  des  VS trR  über-
durchschnittlich betroffen wäre. 

• Für  den  Kanton Bern ist stattdessen  die  S chaffung eines Zwangsmassnahmengerichts  
des  Bundes (BZMG) bzw. das Belassen  der  Zuständigkeit  des  Bundesstrafgerichtes prü-
fenswert. E in BZMG würde  die  kantonalen Zwangsmassnahmengerichte  von den  Verfah-
ren  der  Bundesstrafbehörden nach S tPO und zusätzlich  von  denen  der  Bundesverwal-
tungsbehörden im Verwaltungsstrafverfahren entlasten. S achlich bedeutet  dies die  Tren-
nung  von  Bundessachen  von  kantonalen Aufgaben auch im Zwangsmassnahmenbereich, 
was nur stringent wäre.  In  Fällen,  in  denen Haftentscheide, so wie  die  Anordnung  der  
Untersuchungshaft, innert kürzester gesetzlicher Fristen zu fällen sind, müssten weiterhin  
die  kantonalen ZMG zum Zuge kommen, sollte das BZMG seinen S itz  in  Bellinzona oder 
nur  an  einem S tandort haben.  Die  kantonale Zuständigkeit bliebe diesfalls nur bei  der  
Anordnung  von  S icherheitshaft bzw. E rsatzmassnahmen, wenn vorgängig noch keine Un-
tersuchungshaft angeordnet worden war, bestehen. E ntscheide über S icherheitshaft oder 
E rsatzmassnahmen sind i.d.R . jedoch nach Untersuchungshaft zu treffen und könnten 
somit i.d.R . dem BZMG zugewiesen werden, weil hier gemäss Artikel  229  Absatz  3  Buch-
stabe  b  S tPO bzw. Artikel  237  Absatz  4  S tPO  die  längeren E ntscheidfristen  von  Artikel  
227  S tPO gelten. Darunter würden namentlich auch alle Gesuche um E ntsiegelung  von  
Aufzeichnungen und Gegenständen fallen (Artikel  248  Absatz.  3  Buchstabe  a  S tPO). Als 
R eferenz kann  die  Lösung  des  Kantons Bern  in den  Artikel  37 if. des  E inführungsgesetzes 
vom  11.  J uni  2009  zur Zivilprozessordnung, zur S trafprozessordnung und zur J ugend-
strafprozessordnung (E G ZS J ; BS G  271.1)  herbeigezogen werden,  die  mutatis mutandis  
eine entsprechende Abgrenzung zwischen  den  regionalen Zwangsmassnahmengerichten 
und dem kantonalen Zwangsnnassnahmengericht festlegen. 

Bei Geschäften auf Bundesebene mit S tundenfristen wären insbesondere aus Gründen  
der  räumlichen Distanz zwischen dem Haftort des/der Beschuldigten / S itz  der  Verteidi-
gung und dem Gerichtsort weiterhin  die  kantonalen ZMG zuständig, während das Bundes-
ZMG alle übrigen Verfahren übernehmen würde. Darunter fallen könnten auch Verfahren 
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betreffend Gesuche  des  fedpol (z.B. Notsuche, Genehmigung Vorlegendierung verdeck-
ter E rmittlung) bzw.  des  BJ  (z.B. Genehmigung Fernmeldeüberwachung nach IR S G). 
E ine R egelung  in  diesem  S inn  würde zudem  den  ganzen Aufwand für  die  Abrechnungen 
zwischen dem Bund und  den  Kantonen  in  diesem Bereich weitgehend obsolet machen.  

3.2 

Neu soll im gerichtlichen Verfahren auf jegliche Zuständigkeit  der  Bundesanwaltschaft sowie  der  
kantonalen S taatsanwaltschaften verzichtet werden.  Die  Verwaltungseinheiten sollen  die  Anklage 
künftig allein vor Gericht vertreten. Diese Ä nderung bringt eine geringfügige E ntlastung (justizin-
terne Weiterleitungen bzw. Antworten  an die  Verwaltung).  

3.3  

Wir weisen darauf hin, dass  der  Verweis auf Artikel  220  Absatz  1 in  Artikel  220  Absatz  1  Buch-
stabe  a  VE -VS trR  nicht stimmen kann.  

Der  R egierungsrat dankt Ihnen für  die  Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Als Kontaktperson steht Ihnen  Bernhard  S alm  von der  Direktion für Inneres und J ustiz zur Ver-
fügung (bernhard.salm@ be.ch,  031 633 76 06).  

F reundliche Grüsse 

Im Namen  des  R egierungsrates  

Philippe  Müller 
	

Christoph  Auer  
R egierungspräsident 
	

S taatsschreiber 

Verteiler 
—  J ustizverwaltungsleitung 
—  Datenschutzaufsichtsstelle 
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Vernehmlassung betreffend Totalrevision des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstraf-
recht (VStrR); Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesrätin

Besten Dank für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung. Wir lehnen den Entwurf einer Totalrevi-
sion des Venraltungsstrafrechts in der vörliegenden Form ab, Grundgedanke der Totalrevision ist
die Modernisierung des Venrualtungsstrafrechts, wie dem erläuternden Bericht mehrfach zu ent-
nehmen ist' Weil das Venryaltungsstrafverfahren jenem der Schweizerischen Strafprozessordnung
(SIPO) angeglichen wird, liegt es nahe, die Auswirkungen von dessen Einführung im Jahr 2011
heranzuziehen, um Schlüsse auf die Folgen der Totalrevision des Venryaltungsstrafrechts zu zie-
hen. Dieser Gedanke findet sich im erläuternden Bericht nicht, obwohl es inzwischen als unbestrit-
ten gilt, dass die Einführung der Schweizerischen Strafprozessordnung zu einer signifikanten'Ver-
komplizierung der Verfahren und damit zu einem spürbaren Mehraufiryänd der Stra-fverfolgungsbe-
hörden führte. Zu nennen sind in diesem Zusammenhang exemplarisch die ausgebauten Veieidi-
gu.ng-s-, IMitwirkungs- und Teilnahmerechte. Abgesehen von den Parteirechten der privatkläger-
schaft, die dem Verwaltungsstrafrecht unbekannt ist, wurden die erwähnten Rechte allesami auch
ins Venualtungsstrafprozessrecht übernommen. Eine Erhebung der Schweizerischen Staatsanwäl-
tekonferenz SSK bezifferte den Mehraufiuand, respektive den iusätzlichen Personalbedarf bei den
Behörden infolge der Einführung der Schweizerischen Strafprozessordnung mit rund 10o/o. Dazu
kommen wohl auf Seiten der am Strafverfahren beteiligten Privaten weitere Regulierungskosten
hinzu. Eine Wiederholung einer solchen Entwicklung im Venraltungsstrafuerfahren muss unseres
Erachtens vermieden werden. Wird trotzdem an der in Diskussion itehenden Vorlage festgehalten,
ist ihr ein Preisschild anzuheften und zu begründen, weshalb die Schweiz ein sehr ichlanlies pro- 

.

zessrecht aufgeben und die Prioritäten in der gegenwärtigen Finanzlage auf den Ausbau der Be-
schuldigtenrechte im Venrualtungsstrafrecht legen will.
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Für den Fall, dass an der Vorlage festgehalten wird, haben wir folgende Bemerkungen zu den ein-
zelnen Bestimmungen:

Direkter Geschäftsverkehr (Art. 58 VE-VSIR)

Gemäss dem erläuternden Bericht zum Vorentwurf zum Venrualtungsstrafrecht bildet Art. 58 E-
VStR den Art. 46 SIPO nachl und sieht die oberste Staatsanwaltschaft eines Kantons als Adressa-
tin vor, wenn Unklarheiten über die zuständige Behörde bestehen. ln ordentlichen Strafverfahren
ist diese Bestimmung sinnvoll, weil diese von den kantonalen Staatsanwaltschaften geführt wer-
den. Weil den kantonalen Staatsanwaltschaften aber nach neuem Venualtungsstrafprozessrecht
keine Zuständigkeiten mehr zukommen soll, kann sich die Zuständigkeitsfrage nur noch auf die
örtlichen Polizeieinheiten beziehen und es böte sich an, Fragen zur genauen Zuständigkeit an eine
polizeiliche Stelle im jeweiligen Kanton zu richten.

Fahndung (Art. 166 VE-VSiR)

Die Venrualtungsbehörde kann eine verdächtige Person zur Verhaftung ausschreiben lassen2. Die-
se Möglichkeit besteht in abgewandelter Form heute schon3, führt aber in der Praxis zu grossen
Problemen, weil die Polizei bei einer Anhaltung den Pikettdienst der zuständigen Staatsanwalt-
schaft aufbietet, um das Haftverfahren einzuleiten und die ausschreibenden Behörden ausserhalb
der Bürozeiten nicht erreichbar sind.

Neu kommen den kantonalen Staatsanwaltschaften aber überhaupt keine Kompetenzen im Ver-
waltungsstrafprozess mehr zu und sie haben - wie schon heute - auch keine sachlichen Kennt-
nisse der einzelnen Straftatbestände, die den ausgeschriebenen Personen vorgeworfen werden.
Es ist deshalb unabdingbar, dass die Venrvaltungsstrafbehörden einen eigenen Pikettdienst orga-
nisieren, um das Haftverfahren einzuleiten, zumal ihnen hierzu auch als einzige die Kompetenz
zukommta. Der Vorentwurf zum neuen Venrvaltungsstrafverfahren sieht dieselben Fristen vor wie
die SIPO5, was veranschaulicht, dass die Venualtungseinheiten über eine eigene Alarmorganisati-
on verfügen müssen, wenn eine Person etwa an einem Freitagabend angehalten wird.

Obseruation mit technischen Geräten zur Standortermittlung (Art. 234 Aös. 3 yE-ysfß Art. 282
Aös.3 nStPO)

lm Venraltungsstrafprozess wird neu eine Frage gelöst, die im ordentlichen Strafverfahren oft zu
Unsicherheiten führt. Die Polizei nutzt bei Observationen regelmässig GPS-Geräte an den Fahr-
zeugen der observierten Personen, die es ihnen erlaubt, Distanz zur beobachteten Person zu hal-
ten und die Observation als solche nicht zu gefährden. Gegenwärtig ist unklar, ob derlei Übenva-
chungsgeräte als technlsche Überwachung im Sinne von Art. 280 SIPO zu qualifizieren sind. Art.
234 Abs. 3 VE-VSIR regelt diese Frage für den Venrvaltungsstrafprozess und passt im Rahmen der
Fremdänderungen auch die Schweizerische Strafprozessordnung entsprechend an6. Neu werden

Erläutemder Bericht, S. 69.
Art. 166 Abs. 2 VE-VSIR.
Art. 54 Abs. 3 VSIR.
Vgl. Art. 35 Abs. 4 und Art. 196 VE-VSIR.
Art.201 Abs.2 VE-VSIR.
\ft.282 Abs. 3 nStPO.
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GPS-Geräte, die lediglich zur Lokalisierung einer Person dienen und kein Bewegungsprofil erstel-
len, als Teil der Observation betrachtet. Diese Präzisierung schaft Klarheit und ist deshalb zu be-
grüssen.

Hochachtungsvoll

I k^ bp]^r-.
Monica nd Elisabeth Heer Dietrich

LandschreiberinRe g ie ru n gs p räs id enti n

Vemehmlassung betreffend Totalrevision des BundesgeseEes über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR); Vemehmlassungsantvrort,
3Q. Apnl2O24 3t3



^
K Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt

Rathaus, Marktplatz 9
CH-4001 Basel

Tel: +41 61 267 85 62
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Eidgenössisches Justiz- und Polizeideparte-
ment EJPD

Per E-Mail an:

info.strafrecht@bj.admin.ch

Basel, 23. April 2024

Regierungsratsbeschluss vom 23. April 2024
Totalrevision des Verwaltungsstrafrechts; Vernehmlassung
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 31. Januar 2024 haben Sie uns den Vorentwurf des Bundesgesetzes über das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VE-VStrR) zugestellt. Wir bedanken
uns für die Möglichkeit zur Stellungnahme.

Der Kanton Basel-Stadt begrüsst im Grundsatz die Stossrichtung der Revision. Nicht einverstan-
den ist der Kanton Basel-Stadt jedoch damit, dass die Zuständigkeit für das Urteil bei den kanto-
nalen Justizbehörden bleiben soll. Diese wären beim Bundesstrafgericht besser aufgehoben, zu-
mal es sich ausnahmslos um Strafverfahren des Bundes handelt.

Sehr kritisch erachtet der Kanton Basel-Stadt den Revisionsvorschlag, wonach die kantonalen
Zwangsmassnahmengerichte alle Befugnisse übernehmen, welche sie bereits im ordentlichen
Strafverfahren haben. Dies bedeutet für die kantonalen Zwangsmassnahmengerichte (insbeson-
dere bei Entsiegelungsverfahren in verwaltungsstrafrechtlichen Fällen des Bundes) einen erhebli-
chen Mehraufwand, welcher sich sodann auf die Verfahren der kantonalen Staatsanwaltschaften
bzw. insbesondere auf die Dauer derselben negativ auswirken wird, zumal nicht nur die Staatsan-
waltschaften, sondern auch die kantonalen Gerichte überlastet sind. Die Folge wäre eine Ver-
langsamung der Verfahren, die jedoch dem in der Strafprozessordnung statuierten Beschleuni-
gungsgebot unterliegen, womit eine Verlangsamung aus rechtsstaatlicher Sicht sehr
problematisch wäre.

Bezüglich Entsiegelungsverfahren erwähnt das EJPD im Begleitschreiben, dass der Bund die
Kantone für diese Dienstleistung entschädigen werde. Im erläuternden Bericht wird dazu auf
S. 58 (zu Art. 43 Abs. 1 VE) ausgeführt, der Kanton, dem das mit einer Verwaltungsstrafsache
befasste Gericht angehört, könne vom Bund die Erstattung der Kosten im Sinne von
Artikel 300 VE-VStrR fordern. Art. 300 Abs. 1 des VE nimmt jedoch im letzten Satz «Besoldungen
und Taggeldervon Kantonsangestellten» von der Kostenentschädigung ausdrücklich aus. Die
entsprechenden Personalressourcen für diese neue Aufgabe der Zwangsmassnahmengerichte
werden daher von den Kantonen zu tragen sein.
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Die Annäherung des Verwaltungsverfahrens an die Strafprozessordnung mag wegen den dort
enthaltenen Regeln grundsätzlich begrüssenswert sein, diese indes die Strafverfolgung komple-
xer und teurer machen.

Der Kanton Basel-Stadt hält die Zuständigkeitsänderung, wonach strafbare Handlungen Jugendli-
eher im Bereich des Verwaltungsstrafrechts, die heute durch die Verwaltung und nicht durch die
für Jugendliche zuständigen Strafbehörden (Jugendanwaltschaft und Jugendgericht) untersucht
und beurteilt werden, künftig durch die Jugendstrafbehörden zu beurteilen sind, für sinnvoll.

Die vorgesehene Änderung, wonach künftig die Verwaltungseinheit das zuständige Gericht direkt
anruft und die Anklage im gerichtlichen Verfahren allein vertritt, begrüsst der Kanton Basel-Stadt.
Die Tatbestände sind jeweils sehr spezifisch und benötigen zur Bearbeitung Spezialwissen.

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.

Mit freundlichen Grüssen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

tl^U^
Lukas Engeltferger
Vizepräsident

%J
f.-^VK^W^I .

Barbara Schüpbach-Guggenbühl
Staatsschreiberin
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Der VFAS begrüsst grundsätzlich die Stossrichtungen des Vorentwurfs zur Totalrevision 
des Verwaltungsstrafrechts (VE VStrR). 
 
In der Vergangenheit wurde das geltende Gesetz über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR) vom 
22. März 1974 insbesondere dafür kritisiert, die in der Bundesverfassung und der EMRK 
kodifizierten strafrechtlichen Verfahrensgarantien und generell die Beschuldigtenrechte nicht 
ausreichend zu gewährleisten. Der VFAS begrüsst es, dass die Totalrevision anstrebt, diese 
Defizite zu korrigieren.  
 
Folgende Punkte sind aus Sicht des VFAS jedoch verbesserungswürdig: 
 
- Verfolgungsverjährung:  

 
Der Vorentwurf kodifiziert die bestehende Praxis des Bundesgerichts zum geltenden 
Verwaltungsstrafrecht, wonach die Verjährung bereits dann nicht mehr eintritt, wenn vor 
Ablauf der Verjährungsfrist eine Strafverfügung ergangen ist (Art. 11 Abs. 4 VE VStrR). 
 
Der VFAS beurteilt Art. 11 Abs. 4 VE VStrR aus nachstehenden Gründen als kritikwürdig: 
 

• Im Kernstrafrecht tritt die Verjährung erst dann nicht mehr ein, wenn vor Ablauf 
der Verjährungsfrist ein erstinstanzliches Gerichtsurteil ergangen ist (Art. 97 
Abs. 3 StGB). 

• Art. 11 Abs. 4 VE VStrR setzt eine Strafverfügung weiterhin einem 
erstinstanzlichen Urteil gleich. Dies, obwohl Verwaltungsbehörden 
Strafverfügungen erlassen und diese weder in institutioneller noch personeller 
Hinsicht Gerichte sind. 

• Die Strafverfügung nach Art. 273 VE VStrR ist vergleichbar mit einem 
Strafbefehl nach Art. 352 ff. StPO, welcher auch kein erstinstanzliches Urteil 
darstellt und deshalb die Verjährung auch nicht hindert. 

• Art. 11 Abs. 4 VE VStrR führt zu Inkonsequenz: Je nachdem, ob die 
Verwaltungsbehörde eine Einsprache auf Antrag des Beschuldigten an das 
Gericht weiterleitet (Art. 274 VE VStrR) oder selbst über die Einsprache 
entscheidet (Art. 273 VE VStrR), tritt die Verjährung zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten nicht mehr ein. 
 

Der VFAS schlägt deshalb vor, dass die Verjährung auch im Verwaltungsstrafrecht erst 
dann nicht mehr eintritt, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist ein erstinstanzliches 
Gerichtsurteil. 
 

- Ordnungsbussenprinzip: 
 
Art. 8 VE VStrR ermöglicht es den Verwaltungsbehörden für die Bemessung von Bussen 
bis zu 5000 Franken die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters im 
Zeitpunkt des Urteils nicht zu berücksichtigen.  
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Die Norm ist vergleichbar mit dem Ordnungsbussenverfahren. Der Wortlaut stellt es 
allerdings ins Ermessen der Verwaltungsbehörde zu entscheiden, ob sie die persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse berücksichtigen. Der VFAS würde eine vertiefte 
Erörterung von Art und Umfang der Berücksichtigung des Ordnungsbussenprinzips im 
Verwaltungsstrafrecht begrüssen: 
 

• In diesem Zusammenhang stellt sich einerseits die Frage, ob das 
Ordnungsbussenverfahren aufgrund seiner Effizienzvorteile bis zu einem 
gewissen Betrag als verpflichtend einzuführen wäre.  

• Sinnvoll erscheint, das Ordnungsbussenprinzip jedenfalls in einzelnen 
Spezialerlassen (z.B. Verordnung über die technischen Anforderungen an 
Strassenfahrzeuge, VTS) bzw. für einzelne Delikte festzuschreiben, für die 
die Effizienzvorteile dieses Verfahrens definitiv überwiegen. 

• Andererseits stellt sich die Frage, ob und unter welchen Umständen die 
persönlichen und wirtschaftlichen Umstände sanktionsmindernd 
berücksichtigt werden sollen: Die Effizienzgewinne des 
Ordnungsbussenverfahrens sind dort ausser Acht zu lassen, wo einem 
Individuum im konkreten Fall eine unverhältnismässige Strafe droht. 

 
Der VFAS schlägt deshalb vor, jedenfalls in einzelnen Spezialerlassen (z.B. VTS, PBV, 
CO2-VO) das Ordnungsbussenprinzip vorzuschreiben. Gleichzeitig sollen die persönlichen 
und wirtschaftlichen Umstände sanktionsmindernd berücksichtigt werden, falls das 
Ordnungsbussenprinzip im konkreten Fall eine unverhältnismässige Strafe zur Folge hätte. 
 

- Kein Zwang zur Selbstbelastung: 
 
Art. 80 Abs. 1 VE-VStrR lautet wie folgt: «Die beschuldigte Person muss sich nicht selbst 
belasten. Sie hat namentlich das Recht, die Aussage und ihre Mitwirkung im 
Verwaltungsverfahren zu verweigern.» 

 

Der VFAS begrüsst es, dass die Bestimmung das Defizit im geltenden Recht beseitigen 
soll, welches nicht ausdrücklich festhält, dass sich die beschuldigte Person nicht selbst 
belasten muss bzw. keine Mitwirkungspflichten hat. 
 
Die Bestimmung äussert sich allerdings nicht zu ihrem Verhältnis zu 
verwaltungsrechtlichen Spezialnormen, die den Rechtsadressaten etwa 
Auskunftspflichten (z.B. Art. 40a CO2-Gesetz) auferlegen: 
 

• Nach dem Grundsatz des Vorrangs der Spezialgesetzgebung würde 
Art. 80 Abs. 1 VE VStrR bei anderslautender spezialgesetzlicher Regelung 
obsolet. 

• Nach dem Grundsatz des Vorrangs des jüngeren Rechts sollte  
Art. 80 Abs. 1 VE VStrR eine entgegenstehende Norm in einem 
Spezialgesetz hingegen verdrängen. 

http://www.vfas.ch/
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Der VFAS schlägt deshalb vor, dass folgender Absatz in Art. 80 VE VStrR hinzugefügt 
wird, um den Vorrang der Bestimmung klar festzuhalten: «Dieser Artikel geht 
entgegenstehenden Normen in verwaltungsrechtlichen Spezialgesetzen des Bundes vor.» 

 
 
Wir danken für die Möglichkeit der Stellungnahme und stehen für Rückfragen oder 
Ergänzungen gerne zur Verfügung!  
 
 
 
Freundliche Grüsse 
 
 
 
VFAS – Verband freier Autohandel Schweiz 
 
 
 
 
 
 
Roger Kunz Stephan Jäggi 
Präsident Geschäftsleiter 
 

http://www.vfas.ch/
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Herr Patrick Rohner 
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Bern, 08.05.2024 

Wettbewerbskommission WEKO 
Commissi on de la concurrence COMCO 
Commissione della concorrenza COMCO 
Competition Commission COMCO 

041.2-0002: Totalrevision des Verwaltungsstrafrechts - Vernehmlassung 

Sehr geehrter Herr Rohner 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Am 31. Januar 2024 hat der Bundesrat die Vernehmlassung zur Totalrevision des Verwal­
tungsstrafrechtsgesetzes (VStrR1

) eröffnet. Die vorliegende Vernehmlassung wird innert der 
bis zum 10. Mai 2024 dauernden Vernehmlassungsfrist eingereicht. 

Die Wettbewerbskommission (WEKO) ist nicht auf der Liste der Vernehmlassungsadressaten, 
auch wurde das Sekretariat der WEKO (Sekretariat) nicht vorgängig im Rahmen der Ämter­
konsultation berücksichtigt. Das ist unbefriedigend, da das VStrR für kartellrechtliche Straf­
sanktionen integral anwendbar ist (Art. 57 Abs. 1 KG2). Darüber hinaus kommt es bei der 
Durchführung der vorgesehenen Zwangsmassnahmen zur Anwendung . Die zentrale Bedeu­
tung dieser Zwangsmassnahmen für die Verfahren der Wettbewerbsbehörden kann nicht ge­
nug betont werden, weshalb sich die WEKO erlaubt, zunächst deren Relevanz darzustellen, 
um anschliessend zu den vorgesehenen Anpassungen Stellung zu nehmen und Änderungs­
und Ergänzungsanträge zu stellen. 

1 Bundesgesetz über das Verwaltungsstrafrecht vom 22.3.1974 (VStrR; SR 313.0). 
2 Bundesgesetz über Kartelle und andere Wettbewerbsbeschränkungen vom 6.10.1995 (Kartellge­

setz, KG; SR 251 ). 

Wettbewerbskommission 
Hallwylstrasse 4. CH-3003 Bern 
Tel. +41 58 462 20 40, Fax +41 58 462 20 53 
weko@weko .admin.ch 
www .weko.admin.ch 



1. Bedeutung des VStrR für die Durchsetzung des Kartellgesetzes 

Das Kartellgesetz enthält zwei Verweise auf das VStrR, einerseits einen integralen Verweis im 
Zusammenhang mit den Strafsanktionen im 5. Kapitel (Art. 57 Abs. 1 KG) und andererseits 
einen partiellen Verweis für die Durchführung der vorgesehenen Zwangsmassnahmen (Art. 42 
Abs. 2 KG). 

a. Anwendung des VStrR bei den Strafsanktionen 

Gemäss Art. 57 Abs. 1 KG ist das VStrR anwendbar für die Verfolgung und Beurteilung von 
strafbaren Handlungen gemäss Art. 54 KG (Widerhandlungen gegen einvernehmliche Rege­
lungen und behördliche Anordnungen) und Art. 55 KG (Andere Widerhandlungen). Bei beiden 
Bestimmungen geht es darum, Verstösse gegen Verfügungen der WEKO zu ahnden. 

Diese Strafsanktionen gegen natürliche Personen haben in der Praxis bislang zu keinen Ver­
fahren geführt. Dies dürfte vor allem daran liegen, dass sich Verfügungen der WEKO gegen 
Unternehmen richten. Verstösse gegen diese Verfügungen werden daher mit den ebenfalls 
gegen Unternehmen gerichteten Verwaltungssanktionen nach Art. 50 ff. KG geahndet. 

Vor diesem Hintergrund verzichtet die WEKO darauf, sich zum gesamten Revisionsvorhaben 
zu äussern, und beschränkt sich auf die nachfolgenden, für sie relevanten Bereiche. 

b. Anwendung des VStrR bei der Durchführung von Zwangsmassnahmen 

Gemäss Art. 42 Abs. 2 KG können die Wettbewerbsbehörden Hausdurchsuchungen anordnen 
und Beweisgegenstände sicherstellen. Für diese Zwangsmassnahmen sind die Art. 45-50 
VStrR sinngemäss anwendbar. Dieser Verweis auf das VStrR wurde anlässlich der Kartellge­
setzrevision 2003 eingeführt.3 Hauptbestandteil dieser Revision war die Einführung direkter 
Sanktionen für die schwersten Verstösse gegen das Kartellgesetz. 

Bei diesen Sanktionen nach Art. 49a KG handelt es sich um sogenannte pekuniäre Verwal­
tungssanktionen,4 welche eine beträchtliche Höhe erreichen können (bis zu 10 % des in den 
letzten drei Jahren in der Schweiz erzielten Umsatzes) und daher über strafrechtsähnlichen 
Charakter verfügen. 5 Der Gesetzgeber rechnete damit, dass die Einführung von direkten Sank­
tionen dazu führen könnte, dass Kartelle vermehrt verdeckt operieren, weshalb er gleichzeitig 
die Instrumente zur Aufdeckung von verborgenen unzulässigen Verhaltensweisen verbessert 
hat.6 

Seit dieser Revision haben sowohl die direkten Sanktionen als auch Hausdurchsuchungen 
und Beweismittelbeschlagnahmen eine grosse praktische Bedeutung in den Verfahren der 
Wettbewerbsbehörden erhalten.7 Die WEKO hat seit der ersten Sanktionsverfügung im Jahr 
2006 insgesamt Sanktionen in der Höhe von rund CHF 1,3 Mrd. ausgesprochen, wovon bis­
lang rund CHF 711 Mio. rechtskräftig verhängt worden sind. Es handelt sich um sehr komplexe 
Wirtschaftsverwaltungsverfahren in denen die Anforderungen an die Erstellung des 

3 881 2002 2022 5506. 
4 Vgl. hierzu umfassend 881 2022 776, Pekuniäre Verwaltungssanktionen - Bericht des Bundesrates 

in Erfüllung des Postulats 18.4100 SPK-N vom 1.11.2018. 
5 Was zur grundsätzlichen Anwendbarkeit des strafrechtlichen Teils von Art. 6 EMRK führt; EGMR, 

Menarini Diagnostics S.R.L. gegen Italien vom 27.9.2011, Nr. 43509/08 § 44. Vgl. weiter BGE 139 1 
72 E. 2, Publigroupe; 8GE 147 II 72 E. 8.2., Hors Liste/Pfizer AG. 

6 Vgl. Botschaft über die Änderung des Kartellgesetzes vom 7.11.2001, BBI 2002 2022, 2028. 
7 Es ist international unbestritten, dass Hausdurchsuchungen für die Verfolgung unzulässiger Kar­

telle unabdingbar sind. Vgl. etwa OECD, Recommendation of the Council concerning Effective Ac­
tion against Hard Core Cartels vom 2.7.2019 (OECD/LEGAL/0452), 11.2. 
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Sachverhalts und den Nachweis des Verstosses aufgrund des strafrechtsähnlichen Charak­
ters der drohenden Sanktion hoch sind. Wegen der hohen Sanktionssummen werden die Ver­
fügungen der WEKO regelmässig angefochten und durch die Rechtsmittelinstanzen überprüft. 

Der strafrechtsähnliche Charakter der kartellrechtlichen Sanktionsverfahren führt dazu, dass 
die Unternehmen nicht dazu verpflichtet sind, sich selbst zu belasten. Deswegen kommt in 
diesen Verfahren der zwangsweisen Beweiserhebung eine zentrale Bedeutung zu. Untersu­
chungen gegen mutmassliche Kartelle werden regelmässig mit Hausdurchsuchungen bei den 
mutmasslich beteiligten Unternehmen eröffnet. Seit dem Jahr 2006 haben die Wettbewerbs­
behörden in insgesamt 48 Hausdurchsuchungsaktionen rund 180 Unternehmen in 19 Kanto­
nen (und in allen Sprachregionen) durchsucht. Die Zwangsmassnahmen haben dabei sehr 
unterschiedliche Branchen (z. 8. Baubranche, Luftfracht, Banken, Pharma) betroffen und es 
wurden sowohl sehr grosse (z. 8. Novartis, UBS, Credit Suisse, Swiss, Givaudan) als auch 
sehr kleine (z. 8. im Fall der Fahrlehrer im Oberwallis) Unternehmen durchsucht. 

Der Nachweis von Kartellrechtsverstössen erfolgt in der Regel durch Dokumente, insbeson­
dere durch solche, welche die Kommunikation zwischen den beteiligten Konkurrenten belegen 
wie beispielsweise Schreiben, E-Mails, Chats etc. Die Wettbewerbsbehörden stellen zu die­
sem Zweck regelmässig grössere Datenmengen sicher. Ebenso regelmässig enthalten diese 
Daten Unterlagen, welche vor Durchsuchung und Beschlagnahme geschützt sind (namentlich 
Anwaltskorrespondenz) . Um nicht in jedem dieser Fälle ein gerichtliches Entsiegelungsverfah­
ren durchlaufen zu müssen, wurde das Verfahren der «informellen Entsiegelung» entwickelt. 
Dabei nimmt die Behörde mit den Betroffenen - sofern jene dieser Möglichkeit zustimmen -
eine Bereinigung des sichergestellten Datensatzes vor, indem eine der eigentlichen Durchsu­
chung vorgelagerte Vortriage durchgeführt wird. Im Rahmen dieser Vortriage entfernen nicht 
mit dem Fall betraute Mitarbeitende des WEKO-Sekretariats zusammen mit der Vertretung der 
betroffenen Unternehmen die geschützten Dokumente aus dem Datensatz, der erst danach 
den Fallverantwortlichen übergeben wird.8 Ein gerichtliches Verfahren ist nur noch dann erfor­
derlich, wenn sich die Parteien nicht einigen können. 

Die Vorgehensweise der Wettbewerbsbehörden geniesst eine sehr hohe Akzeptanz seitens 
der Unternehmen und der Anwaltschaft. Seitdem die Wettbewerbsbehörden Hausdurchsu­
chungen durchführen, ist es lediglich in acht Fällen zur Eröffnung eines gerichtlichen Entsie­
gelungsverfahrens gekommen. Davon wurde in zwei Fällen die Einsprache wieder zurückge­
zogen9 und in fünf Fällen die Entsiegelung gutgeheissen, 10 bisher einmal höchstinstanzlich .11 

Ein Fall ist aktuell noch hängig und das Bundesstrafgericht wurde vom Bundesgericht ange­
wiesen, eine Ausscheidung der geschützten Korrespondenz vorzunehmen .12 

Das aktuelle VStrR wies genügend Flexibilität auf, um die besonderen Bedürfnisse der kartell­
rechtlichen Verfahren zu berücksichtigen. Die WEKO wird vor diesem Hintergrund zu den im 
Rahmen der Totalrevision geplanten Anpassungen Stellung nehmen und Anträge unterbrei­
ten, um die bisherige effiziente und erfolgreiche Vorgehensweise zu erhalten. 

2. Beurteilung der geplanten Anpassungen 

8 Vgl. detailliert das Merkblatt «Ausgewählte Ermittlungsinstrumente» vom 6.1.2016, Rz 35 ff, 
cwww.weko.admin.ch> >Rechtliches/Dokumentation> Merkblätter . 

9 BStrGer, BE.2009.20 vom 17.11.2009; BE.2021.8 vom 5.8.2021. 
10 BStrGer, BE.2007.10-13 vom 14.3.2008 (= TPF 2008 20); BE.2009.21 vom 14.1.2010 (= TPF 

2010 53); BE.2012.4 vom 11.7.2012; BE.2013 .1 vom 24.10.2013; BE.2021.9 vom 26.10.2021. 
11 BGer, 18_101/2008vom28.10 .2008. 
12 Vgl. BStrGer, BE 2020.16 vom 24.2.2021 (Gutheissung der Entsiegelung); BGer, 2C_295/2021 

und 2C_307/2021 vom 1.12.2021 (Bestätigung Rechtmässigkeit der Hausdurchsuchung, Rückwei­
sung an das Bundesstrafgericht wegen Verletzung des rechtlichen Gehörs). 
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Die bisher in den Art. 45-50 VStrR normierten Inhalte werden neu detaillierter in den Art. 173-
183 des Vorentwurfes (VE) VStrR geregelt. Die WEKO begrüsst die Modernisierung der Best­
immungen. Es erscheint beispielsweise sinnvoll, das Vorgehen in Bezug auf Zufallsfunde 
(Art. 175 VE VStrR) und die Kompetenz zur Vornahme geeigneter Sicherheitsvorkehren zum 
Schutz des Ziels der Massnahme (Art. 174 VE VStrR) gesetzlich zu regeln. 

Die WEKO hat indes Vorbehalte gegenüber zwei geplanten Anpassungen des Vorentwurfs, 
welche die Siegelung bzw. das Entsiegelungsverfahren betreffen. Es handelt sich einerseits 
um die Frist für das Entsiegelungsgesuch gemäss Art. 180 Abs. 3 VE VStrR und andererseits 
um die Zuständigkeit für den Entsiegelungsentscheid gemäss Art. 181 Abs. 1 VE VStrR. 

a. Frist für das Entsiegelungsgesuch (Art. 180 Abs. 3 VE VStrR) 

Art. 180 Abs. 3 VE VStrR lautet wie folgt: «Stellt die Verwaltungseinheit nicht innert zwanzig 
Tagen ein Entsiegelungsgesuch, so werden die versiegelten Aufzeichnungen und Gegen­
stände der Inhaberin oder dem Inhaber zurückgegeben». Diese Frist entspricht der in Art. 248 
StPO13 vorgesehenen Lösung. Gemäss dem erläuternden Bericht14 gilt diese Frist auch für 
komplexe und umfangreiche Fälle der ordentlichen Strafverfolgungsbehörden. Es sei daher 
nicht angezeigt, eine längere Frist vorzusehen .15 

Bisher sah das VStrR keine Frist für das Stellen des Entsiegelungsgesuchs vor. Das Bun­
desstrafgericht hat in einem kartellrechtlichen Entsiegelungsverfahren festgehalten, der Frist 
von zwanzig Tagen komme der Charakter einer Empfehlung zu.16 Massgebend nach der 
Rechtsprechung des Bundesstrafgerichts ist, ob dem Beschleunigungsgebot unter Würdigung 
sämtlicher Umstände genügend Rechnung getragen wurde. Es hat längere Fristen zugelas­
sen, wenn Abklärungen bezüglich des Festhaltens an der Einsprache oder bezüglich des Um­
fangs der Einsprache erfolgten.17 Diese Rechtsprechung des Bundesstrafgerichts hat den für 
den Prozess der «informellen Entsiegelung» notwendigen Spielraum geschaffen. 

Die aktuelle Lösung der Wettbewerbsbehörden führt in einer Mehrheit der Fälle zu raschen, 
einvernehmlichen Entsiegelungen. Dies ist nicht nur für die kartellrechtlichen Verfahren vor­
teilhaft, deren schnelle Erledigung nicht zuletzt ein ausdrückliches Anliegen von Parlament18 

und Bundesrat19 ist. Sie führt auch zu einer Entlastung der Gerichte, indem die aufwändigen 
Datentriagen durch die Behörde selbst gemacht werden und nur noch (in der Regel wenige) 
strittige Fragen gerichtlich geklärt werden müssen. Schliesslich bietet das Vorgehen Vorteile 
für die betroffenen Unternehmen. Diese verfügen namentlich über ein grösseres Zeitfenster, 
um sich intern einen Überblick zu verschaffen und zu entscheiden, ob sie mit der Behörde 
kooperieren wollen. Denn in kartellrechtlichen Verfahren kann das erste Unternehmen, wel­
ches eine Selbstanzeige einreicht, Beweismittel liefert und im Verfahren voll kooperiert, von 
einer Sanktion befreit werden (sogenannte Bonusregelung gemäss Art. 49a Abs . 2 KG in Ver­
bindung mit der SVKG20

). Spätere Selbstanzeigen können zu einer Reduktion der Sanktion 
von bis zu 50 % führen, je nach Bedeutung des Beitrags des Unternehmens für die Aufklärung 

13 Schweizerische Strafprozessordnung vom 5.10.2007 (Strafprozessordnung, StPO; SR 312.0). 
14 Totalrevision des Bundesgesetzes über das Verwaltungsstrafrecht (VStrR), Erläuternder Bericht 

zur Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens vom 31 . Januar 2024. 
15 Erläuternder Bericht(Fn 14), S. 119. 
16 BStrGer, BE.2012.4 vom 11.7.2012, E.1.3.2 . 
17 Vgl. BStrGer, BE.2023.11 vom 28.9.2023, E. 2.1 . f. m. w. H. 
18 Vgl. die angenommene Motion 16.4049 Fournier, Verbesserung der Situation der KMU in Wettbe­

werbsverfahren. 
19 Vgl. Art. 44a E KG und die dazugehörige Botschaft, S. 46 f., <www.seco.admin.ch> > Wirtschafts­

lage & Wirtschaftspolitik> Wirtschaftspolitik> Wettbewerb > Kartellgesetz > Kartellgesetzrevision . 
20 Verordnung vom 12.3.2004 über die Sanktionen bei unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen 

(KG-Sanktionsverordnung, SVKG). 
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des Sachverhalts. Allerdings wissen die Unternehmen zum Zeitpunkt der Hausdurchsuchung 
und beim Erheben der Einsprache oftmals noch nicht, ob ihre Mitarbeitenden tatsächlich an 
einem Kartellrechtsverstoss beteiligt waren. Die Unternehmen benötigen daher Zeit, um die 
eigene Beteiligung abzuklären und mit ihrer Rechtsvertretung eine passende Verteidigungs­
strategie festzulegen. Dazu gehört auch der Entscheid, ob ein gerichtliches Entsiegelungsver­
fahren angestrebt werden soll. Mit anderen Worten führt das aktuelle Verfahren dazu, dass 
die Untersuchungsadressatinnen ihre verfassungsmässigen Verteidigungsrechte informiert 
ausüben können und namentlich auch dem Beschleunigungsgebot besser nachgekommen 
wird, als wenn bei jeder Einsprache eine gerichtliche Entsiegelung erfolgen müsste. 

Schliesslich fallen bei einer «informellen Entsiegelung» geringere Verfahrens- und Anwalts­
kosten für die Unternehmen an, zumal keine sachverständigen Personen mit dieser Aufgabe 
mandatiert werden müssen (vgl. Art. 180 Abs. 6 VE VStrR). 

Daher beantragt die WEKO, dass entweder auf die Festlegung der Frist von zwanzig Tagen 
für die Einreichung des Entsiegelungsgesuchs verzichtet wird oder Art. 180 VE VStrR in dem 
Sinne ergänzt wird, dass Raum für die bisherige Lösung geschaffen wird . Möglich wäre etwa 
eine Ergänzung des dritten Absatzes, wonach mit dem Einverständnis der Inhaberin oder des 
Inhabers die Frist zum Zweck einer einvernehmlichen Datentriage verlängert werden kann. 
Die WEKO unterbreitet nachfolgend einen Formulierungsvorschlag, verschliesst sich aber 
nicht anderen Varianten, welche ihr Anliegen gesetzestechnisch auf andere Weise umsetzen 
(etwa indem der Beginn des Fristenlaufes der Frist von zwanzig Tagen einvernehmlich aufge­
schoben werden oder indem der Fristenlauf einvernehmlich sistiert werden kann). 

Antrag 1: Art. 180 Abs. 3 VStrR sei mit folgendem Zusatz zu ergänzen: 

«Die Inhaberin oder der Inhaber und die Verwaltungseinheit können zum Zweck der einver­

nehmlichen Bestimmung des Umfangs der Einsprache eine Verlängerung der Frist vereinba­

ren». 

In der Botschaft sei dazu auszuführen, dass mit dieser Bestimmung die Möglichkeit geschaffen 
wird, dass die Verwaltungseinheit gemeinsam mit dem Inhaber oder der Inhaberin geschützte 
Inhalte ausscheiden können. 

b. Zuständigkeit für das Entsiegelungsverfahren (Art. 181 Abs. 1 VE VStrR) 

Art. 181 Abs. 1 VE VStrR sieht vor, dass das Zwangsmassnahmengericht (ZMG) für den Ent­
siegelungsentscheid zuständig ist. Heute ist dafür gemäss Art. 50 Abs. 3 VStrR die Beschwer­
dekammer des Bundesstrafgerichts zuständig. Damit verschiebt sich die Zuständigkeit für das 
Entsiegelungsverfahren von einer einzigen Bundesbehörde auf zahlreiche kantonale ZMG. 

Dem erläuternden Bericht ist als Begründung für diese Änderung zu entnehmen, für den Ent­
scheid über Entsiegelungsgesuche sei normalerweise (im ordentlichen Strafverfahren) das 
ZMG zuständig. Zudem fungiere die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts grundsätz­
lich als zweite Instanz, was nicht der Fall sei, wenn sie die erwähnte Aufgabe übernehme. 21 

Diese Begründung überzeugt generell nur teilweise. Zudem erscheint die geplante neue Re­
gelung insbesondere für das kartellrechtliche Entsiegelungsverfahren nicht angebracht. 

Zunächst kann generell festgehalten werden, dass das ZMG bei einer Entsiegelung gemäss 
Art. 181 Abs. 5 VE VStrR endgültig entscheidet, ein Weiterzug an die Beschwerdekammer des 
Bundesstrafgerichts ist nicht möglich. Vielmehr muss ein Entscheid des ZMG direkt beim 

21 Erläuternder Bericht (Fn 14), S. 3 und 119. 
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Bundesgericht angefochten werden.22 Das Argument, die Beschwerdekammer des Bun­
desstrafgerichts fungiere grundsätzlich als zweite Instanz trifft in diesem Kontext gerade nicht 
zu. 

Für Entsiegelungsverfahren, die nach Hausdurchsuchungen in kartellrechtlichen Untersu­
chungen durchgeführt werden, ist eine Beibehaltung der aktuellen Zuständigkeit vorzuziehen. 
Im Entsiegelungsverfahren wird nach konstanter Rechtsprechung des Bundesstrafgerichts 
vorfrageweise die Rechtmässigkeit der Hausdurchsuchung überprüft, namentlich ob ein hin­
reichender Tatverdacht bestand. Für die Beantwortung dieser Frage ist das materielle Kartell­
recht anzuwenden. Das Instrument der Hausdurchsuchungen wird hauptsächlich zur Untersu­
chung mutmasslicher harter Kartellabreden gemäss Art. 5 Abs. 3 KG eingesetzt (Preis-, 
Mengen- und Gebietsabreden). Diese zeichnen sich dadurch aus, dass begriffsnotwendig 
mehrere Unternehmen involviert sind. Die Hausdurchsuchungsaktionen der Wettbewerbsbe­
hörden betreffen daher regelmässig mehrere Unternehmen an verschiedenen Standorten, 
häufig auch in unterschiedlichen Kantonen, wobei die Verfolgungshandlungen gegen aussen 
üblicherweise gleichzeitig aufgenommen werden (vgl. die Regelung zur Zuständigkeit der 
ZMG in Art . 44 in Verbindung mit Art. 42 Abs. 2 VE VStrR in Verbindung mit Art. 33 St PO). 
Eine Zuständigkeit der kantonalen ZMG könnte dazu führen, dass mehrere ZMG in parallelen 
Entsiegelungsverfahren über die Frage zu befinden hätten, ob ein hinreichender Tatverdacht 
für einen Kartellrechtsverstoss vorliegt. Dies birgt die Gefahr widersprechender Urteile und 
erhöht die Wahrscheinlichkeit von Beschwerden an das Bundesgericht. Zudem ist zu berück­
sichtigen, dass es sich beim Kartellrecht um ein Rechtsgebiet handelt, mit welchem die ZMG 
ansonsten nicht konfrontiert sind. Die Anzahl kartellrechtlicher Untersuchungen ist weiter nicht 
derart hoch, dass zu erwarten wäre, dass sich in den Kantonen bei den ZMG eine Praxis bilden 
könnte (pro Jahr werden im Schnitt schweizweit etwa zehn Unternehmen durchsucht). Vor 
diesem Hintergrund erscheint es inneffizient, wenn sich die kantonalen ZMG zur Bearbeitung 
sporadischer Einzelfälle mit der technischen und komplexen Materie des Kartellrechts ausei­
nandersetzen müssten. Die Folge wäre ein massives Rechtsunsicherheitsrisiko für die be­
troffenen Unternehmen, da die Vorhersehbarkeit der Beurteilung der kartellrechtlichen Frage­
stellungen durch mehrere dezentrale Instanzen beeinträchtigt würde. Es könnte sich weiter die 
Frage nach der Gleichbehandlung der Parteien im Verfahren stellen, wenn etwa bei der Aus­
scheidung geschützter Unterlagen in derselben Untersuchung unterschiedliche Massstäbe an­
gewendet würden. 

Schliesslich sei darauf hingewiesen, dass auch im Strafprozessrecht eine abweichende Zu­
ständigkeitsordnung zur Anwendung gelangt, wenn es um die Beurteilung von Fällen der Bun­
desgerichtsbarkeit geht. Gemäss Art. 65 Abs .- 1 des Strafbehördenorganisationsgesetzes 23 

werden diese Fälle durch die ZMG am Sitz der Bundesanwaltschaft oder ihrer Zweigstellen 
entschieden, wobei gemäss Abs. 2 das kantonale ZMG des Ortes zuständig ist, an dem das 
Verfahren geführt wird. Dadurch erfolgt eine Konzentration der Fälle auf die ZMG in Bern, 
Lausanne, Zürich und Lugano,24 so dass der BA eine gewisse Wahlfreiheit zukommt, an wel­
chem dieser Orte sie ihr Verfahren führen will. Der Gesetzgeber hat damit anerkannt, dass 
eine Verteilung der Fälle der Bundesgerichtsbarkeit auf alle kantonalen ZMG keinen Sinn 
macht.25 Dasselbe muss für den Bereich des Kartellgesetzes gelten. 

Es erscheint daher sinnvoller, die Kompetenz bei der Beschwerdekammer des Bundesstraf­
gerichts zu belassen. Diese konnte sich bereits in der Vergangenheit ein kartellrechtliches 

22 Vgl. Erläuternder Bericht (Fn 14), S. 168 zur vorgesehenen Anpassung von Art. 80 Abs . 2 dritter 
Satz des Bundesgesetzes vom 17.6.2005 über das Bundesgericht. 

23 Bundesgesetz über die Organisation der Strafbehörden des Bundes vom 19.3.2010 (Strafbehör­
denorganisationsgesetz, StBOG; SR 173. 71 ). 

24 Vgl. Botschaft StBOG, BBI 2008 8125, 8173 f. 
25 Vgl. demgegenüber die frühere Zuständigkeit gemäss Art. 47 Abs. 2 BStP (Bundesgesetz vom 

15.6.1934 über die Bundesstrafrechtspflege) bei der jeweils örtlich zuständigen kantonalen Ge­
richtsbehörde. 
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Know-how aufbauen und würde auch künftig durch die Kompetenz für die Entsiegelung in 
sämtlichen kartellrechtlichen Verfahren eine gewisse kritische Masse erreichen, um eine kon­
sistente Praxis zu pflegen. Entscheidend ist aber vor allem, dass so die Gefahr widerspre­
chender ZMG-Urteile bei der Beurteilung desselben kartellrechtlichen Sachverhalts gebannt 
werden kann. 

Daher beantragt die WEKO, entweder generell die Kompetenz bei der Beschwerdekammer 
des Bundesstrafgerichts zu belassen (möglicherweise sind die oben für das Kartellgesetz vor­
gebrachten Argumente auch für die Anwendung anderer Spezialgesetze zutreffend) oder zu­
mindest eine abweichende Zuständigkeit für kartellrechtliche Fälle vorzusehen (die entspre­
chende Verweisnorm ist allerdings Gegenstand der aktuellen Kartellgesetzrevision, welche 
derzeit im Stadium der parlamentarischen Beratungen ist; sollte dem nachfolgenden Antrag 2 
nicht nachgekommen werden, werden die Wettbewerbsbehörden gerne einen Formulierungs­
vorschlag für die Verweisnorm unterbreiten, sobald deren revidierter Wortlaut feststeht). 

Antrag 2: Art. 181 Abs. 1 VE VStrR sei wie folgt anzupassen: 

«Steift die Verwaltungseinheit ein Entsiegelungsgesuch, so ist die Beschwerdekammer des 

Bundesstrafgerichts für den Entscheid zuständig.» 

Die WEKO bedankt sich für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung ihrer Anliegen. Sie er­
wartet darüber hinaus, dass die Wettbewerbsbehörden als mitinteressierte Verwaltungsein­
heiten in die weiteren Revisionsarbeiten miteinbezogen werden. 

Mit freundlichen Grüssen 

Wettbewerbskommission 

~, -~~0 
Dr. Laura Melusine Baudenbacher 
Präsidentin 

Prof. Dr. Patrik Ducrey 
Direktor 
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